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Editorial

Liebe MitstreiterInnen,

mit dem vorl iegenden H eft legen wir Euch die Ausgabe zum 20. J ahrestag der Ökologischen Plattform
vor. Ursprüngl ich wol lten wir eine Broschüre zum J ubiläum erstel len. Darauf haben wir verzichtet, weil
wir nicht nur Rückschau betreiben und feiern wol len, sondern den Bl ick auch auf die vor uns stehen-
den Aufgaben richten. Daher haben wir uns für eine etwas umfangreichere J ubiläumsausgabe ent-
schieden.
N aturgemäß nehmen Glückwünsche, gute Wünsche, Erinnerungen an die Gründung und auch kritische
Anmerkungen einen breiten Raum ein. Um einige Beiträge haben wir gebeten, andere waren den Auto-
rI nnen ein Bedürfnis. Sie widerspiegeln die ganze Breite ihrer An- und Einsichten – sowohl hinsichtl ich
der H erangehensweise an die ökologischen Fragen als auch der Stel lung in bzw. zu unserer Plattform.
Seid also gespannt (Seiten 3 – 1 8).
M it unserer Erklärung „Für den sozial-ökologischen Umbau der Gesel lschaft“, die wir für das Bundes-
treffen vorschlagen, wol len wir uns auf die nächsten Aufgaben orientieren (Seite 1 8).
So vielfältig wie die tägl ichen M ühen um den Schutz unserer Umwelt und die Verankerung ökologi-
scher Positionen in Dokumenten und vor al lem der Tagespol itik der LI N KEN sind auch die Berichte aus
den einzelnen Bundesländern – vom N orden, wo sich die Ökologische Plattform in Schleswig-H olstein
wieder gegründet hat, und Osten, wo uns die Energiepol itik des LI N KEN -Wirtschaftsministers Proble-
me bereitet, bis in den Südwesten, wo die Auseinandersetzungen um Stuttgart 21 weiter gehen („aus
den Ländern, Seiten 20 – 25).
Doch dabei bleiben wir nicht stehen. Wie schon in früheren Taranteln gibt es immer wieder, so auch
hier grundsätzl iche Überlegungen zu zukünftigen Entwürfen und Kritik an der gegenwärtigen Verfas-
sung der Gesel lschaft (Seiten 26 – 28).
Wichtig ist uns auch der „Bl ick über den deutschen Tel lerrand“. Ercan – inzwischen den meisten Le-
sern durch seine Beträge aus der arabischen Welt und der Türkei gut bekannt – schildert die Bestre-
bungen der türkischen Regierung, die Atomenergie aufzubauen und die Organisation gesel lschaftl icher
Gegenkräfte (ab Seite 29).
Für die Auseinandersetzung um die Weiterführung und Beschleunigung der Energiewende hat der
SprecherI nnenrat als Antwort auf Gabriels Energiepol itik ein eigenes Eckpunktepapier verfasst. Unse-
re Antwort auf das Abwürgen der Energiewende „von oben“ lautet: „Energiewende von unten“! Wir
wol len die Befürwortung der Energiewende durch die M ehrheit in unserem Land nutzen, um die
Stromversorgung immer weniger den Konzernen zu überlassen (Seite 33).
Wir hoffen, Euch damit eine interessante, vielseitige Tarantel vorzulegen.
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Den Mitgliedern der Ökologischen Plattform
Katja Kipping
Der aktuel le Weltkl imaschutzbericht hält die Ein-
haltung der Zwei-Grad-Obergrenze immerhin
noch für mögl ich. Al lerdings mahnt er, dass dies
nur durch einen tiefgreifenden Wandel von Ge-
sel lschaft und Wirtschaft mögl ich sei. „Die Ver-
zögerung weiterer globaler M aßnahmen zum Kli-
maschutz erschwert zunehmend die Einhaltung
der Zwei-Grad-Obergrenze, reduziert die H and-
lungsmögl ichkeiten und steigert die künftigen
Kl imaschutzkosten erhebl ich“, ist zu lesen.
Vor dem H intergrund, dass der Kapital ismus so-
wohl maßlos gegenüber der Ausbeutung der Ar-
beit als auch gegenüber der Umwelt ist, ist diese
Botschaft besorgniserregend. Die fortschreiten-
de Umweltverschmutzung, deren schl immster
Ausdruck der Kl imawandel ist, geht auf diese
M aßlosigkeit zurück. Es droht die Gefahr, dass
sich die freigesetzten Produktivkräfte durch den
Druck des Zwangs zur stetigen Steigerung des
Profits menschenfeindl ich entladen und aus Pro-
duktivkräften Destruktivkräfte werden. Die Fol-
gen wären enorm. Sie bedrohen zunehmend die
zivi l isatorischen Errungenschaften und die
menschl iche Existenz an sich. Wer vor dem H in-
tergrund der M enschheitsgefährdung die soziale
Frage als weniger wichtig abtut, irrt gründl ich.
Wer vor diesem H intergrund aber die ökologische
Frage als N ebenwiderspruch abtut, irrt gefähr-
l ich. Dass innerhalb der LI N KEN weder der eine
noch der andere I rrtum Raum gewinnen kann,
daran hat die Ökologische Plattform mit ihrer Ar-
beit einen bedeuten Anteil .
M it dem „Plan B“ hat die Fraktion der LI N KEN vor
gut zwei J ahren wichtige Überlegungen zur kon-
kreten Verbindung der sozialen und ökologischen
Frage geleistet und darauf hingewiesen, dass der
notwendige Wandel der Arbeitswelt und der Le-
bensweisen nur breit in der Gesel lschaft akzep-
tiert werden wird, wenn al le einbezogen werden.
Dieser notwendige Wandel wird nur in einem Kli-
ma sozialer I ntegration, geschlechtergerechter
Verteilung von Arbeit, Einkommen und Ressour-
cen und demokratischer Teilhabe erfolgen kön-
nen. Ohne Gerechtigkeit und Demokratie werden
keine tiefgreifenden Veränderungen hin zu einer

kl ima- und naturverträgl ichen Produktionsweise
mögl ich sein. Diesen Zusammenhang müssen wir
als LI N KE immer wieder herausarbeiten.
I n den 1 930er J ahren wurde mit dem N ew Deal
die M aßlosigkeit des Kapitals gegenüber der Ar-
beit gebändigt. Unmittelbarer Anlass war der
Börsencrash des J ahres 1 929. H eute benötigen
wir einen Red-Green-Deal , der die M aßlosigkeit
der Finanzmärkte gegenüber Staat und Gesel l -
schaft sowie die M aßlosigkeit der kapital is-
tischen Produktion gegenüber der Umwelt bän-
digt. Ein Green-N ew-Deal , wie er innerhalb der
GRÜN EN diskutiert wird, wird nicht reichen, weil
er in weiten Teilen bl ind gegenüber der sozialen
Frage ist. Ein solcher Red-Green-Deal muss fol-
gende Punkte umfassen:
1 . Wir brauchen eine globale Energiewende. I m
N orden eine umfassende Reduktion der Emissio-
nen und dort sowie in den sich noch entwi-
ckelnden Ländern eine flächendeckende Ener-
gieversorgung mit erneuerbaren Energien. Dazu
bedarf es technischer und ökonomischer Unter-
stützung letzterer durch die entwickelten I ndus-
trieländer. Es muss für einen Know-H ow-Transfer
ökologischer Technologien gesorgt werden.
2. Die Verkehrs- und Energiepol itik sind so zu
gestalten, dass sie nicht zur Exklusion ganzer
Bevölkerungsschichten führen. Statt auf die Er-
höhung von Verbrauchssteuern zu setzen, um
vermeidbare umweltschädl iche Produkte zu ver-
teuern, brauchen wir intel l igente Preismodel le.
I nnovativ ist hier das Strommodel l der Bundes-
tagsfraktion, das ein kostenloses Grundkontin-
gent pro H aushaltsmitgl ied sowie stark anstei-
gende Kosten pro KWh vorsieht. Dieses führt
dazu, dass für al le die Stromkosten bezahlbar
werden und dass sich Stromsparen lohnt, weil
überdurchschnittl icher Verbrauch und Ver-
schwendung kostspiel ig werden. Damit die Ener-
giewende für al le erschwingl ich wird, brauchen
wir daher keine Erhöhung der Verbrauchs-
steuern, sondern eine Umverteilung von Oben
nach Unten – z.B. durch die Wiedereinführung
der Vermögenssteuer und eine M il l ionärssteuer
und durch eine kluge Transferpol itik, wie das im
„PLAN B“ vorgeschlagene Umwelt-Transaktions-
Einkommen (UTE).

20 Jahre Ökologische Plattform

In eigner Sache
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3. M ehr M itspracherecht der Betroffenen vor Ort
bei der Planung und Durchführung von großen
I nfrastrukturprojekten. Auf diese Weise wird
nicht nur die demokratische Teilhabe gestärkt,
sondern es wird auch die Durchsetzung von irr-
sinnigen Großprojekten be- oder verhindert.
4. Schrumpfung und Konversion beschreiben die
Wirtschaftsstrategie eines Red-Green-Deals:
Ökologische Wohnprojekte statt Flächen zersie-
delnden und versiegelnden Einfamil ienhäusern,
Carsharing und gut ausgebauter und kostenfreier
ÖPN V statt automobiler I ndividualverkehr oder
ein gemeinsamer Technikpool wären Elemente
einer auf Schrumpfung orientierten Ökonomie
bei gleichzeitigem Anwachsen der Lebensqual i-
tät. Die Konversion ökologisch schädl icher Pro-
duktionen in ökologisch sinnvol le würde auch
nicht zur al lseits gefürchteten M assenerwerbslo-
sigkeit führen.
Gegenwärtig sind wir von einem Red-Green-Deal
oder einem „PLAN B“ noch weit entfernt. Selbst
die kurzfristige H offnung auf eine Energiewende
in Deutschland, für deren Durchsetzung es nicht
der Einsicht in die ökologische N otwendigkeit,
sondern der fürchterl ichen Atomkatastrophe von
Fukushima bedurfte, schwindet. Die sogenannte
Reform des EEG von Wirtschaftsminister Sigmar

Gabriel macht aus dem Ausstieg aus der Atom-
energie ein Belebungsprojekt für die Braunkohle.
Die Große Koal ition betreibt einen ökologischen
Rol lback. Statt intensiver Förderung der regene-
rativen Energien werden diese gedrosselt. Dies
ist insbesondere vor dem H intergrund, dass Koh-
le- und Atomenergie bis zum J ahr 201 2 mit rund
430 M rd. Euro, die regenerativen Energien aber
nur mit 54 M rd. Euro gefördert wurden, pol itisch
vol lkommen grotesk und ökologisch verantwor-
tungslos.
Gabriels Pol itik stärkt die Kohle und könnte letzt-
l ich dazu führen, dass früher oder später Sach-
zwänge für den Ausstieg aus dem Ausstieg aus
der Atomwirtschaft geschaffen werden. Die ak-
tuel le Debatte um die Übernahme der Atomwirt-
schaft durch eine Bundesstiftung mit dem Ziel
der Energiekonzerne, ihr wirtschaftl iches Risiko
für den Abbau der AKWs auf die Gesel lschaft zu
übertragen, lässt grüßen. Dies ist übrigens vor
dem H intergrund der M il l iarden-Subventionie-
rung an Dreistigkeit kaum noch zu überbieten.
Das H eft, das ihr heute in den H änden haltet, ist
dem 20. J ahrestag der Ökologischen Plattform
gewidmet. I ch sage herzl ichen Glückwunsch und
freue mich auf weitere gute Arbeit der Plattform.

Kurz nachdem ich 1 994 erstmals in den Bundes-
tag einzog, schlug mir Gregor Gysi vor, in den
Umweltausschuss zu gehen. Er sagte: „Du
kommst aus einem Betrieb, da bringst du die
richtige Einstel lung mit.“ Er meinte die Erfahrung
mit dem, was in einem Betrieb erforderl ich ist,
aber auch was hinsichtl ich des Umgangs mit Ge-
fahrenstoffen verändert werden kann. I ch war als
Betriebsrätin zuständig gewesen für Umwelt und
hatte mich in der Fraktion für diesen Bereich be-
worben. Damals hatten die Landwirte in der PDS
noch Befürchtungen, dass die Kritik an Pestizi-
den und andere Umweltthemen die Partei kaputt
machen würden.
Zuerst stritt ich weitgehend al lein in unserer
Fraktion für die Umweltthemen. Ökologie und
N achhaltigkeit waren nicht gerade ein Schwer-

punktthema in den Anfangsjahren der PDS und
darum war es sicher logisch und klar, dass sich
die Ökobewegung in der damal igen PDS formier-
te und versuchte zu Wort zu kommen und auch
die Partei mit zu prägen.
Für mich war es Graswurzelarbeit, denn Ökologie
war in der PDS ein N ischenthema. Das Grundle-
gende, Existenziel le an der ökologischen Frage
wurde nicht gesehen. Doch langsam wandelte
sich etwas. Als ich auf dem M ünsteraner Partei-
tag im J ahr 2000 gesagt habe, dass eine sozial is-
tische Partei nur eine ökologische sein kann oder
sie ist keine, habe ich dafür viel Beifal l erhalten.
Seit 20 J ahren gibt es nun eine ökologische
Plattform und fast genauso lang bin ich M itgl ied
im Umweltausschuss des deutschen Bundesta-
ges, vier J ahre davon war ich Vorsitzende. M ein

Nie waren sie sich so nah wie heute
Die LINKE und die Ökologie. Rückblick auf 20 Jahre Graswurzelarbeit

In eigner Sache

Eva Bulling-Schröter
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Dank gilt den Genossinnen und Genossen der
Plattform für ihre sol idarische Begleitung, Rat
und Tat und ihr unermüdl iches Agieren.
Wer hätte damals gedacht, dass DI E LI N KE oder
vorher die PDS jemals UmweltministerI nnen
stel lt - heute ist das Real ität und fast schon N or-
mal ität. Doch es war ein langer Weg und noch ist
ökologisches Denken in der LI N KEN nicht zu ei-
ner Haupttriebfeder geworden. Al lerdings werden
Ökologie und Nachhaltigkeit immer mit dem So-
zialen zusammen gedacht. Wir wol len keinen grün
lackierten Kapital ismus und darauf bin ich stolz.
Konfl ikte um Sachthemen gab es genug: da wa-
ren zu Beginn die Debatten um die Gentechnik,
die viele GenossI nnen eben als notwendig sahen,
vor al lem auch aus Sicht der Ernährungssicher-
heit und der Bekämpfung des H ungers in den ar-
men Ländern. H eute sind wir die Partei, die diese
Technologie am schärfsten ablehnt und sich
auch an Aktionen gegen die Gentech-Konzerne
beteil igt. Das ist praktizierter Antikapital ismus
und steht uns gut an.
H eute streiten wir erbittert über die Frage von
Braunkohleverstromung und welchen Stel lenwert
die Arbeitsplätze gegenüber der Bekämpfung des
Kl imawandels haben dürfen. Diese Konfl ikte sind
nicht einfach. Sie zeigen ein innerparteil iches Di-
lemma auf, haben aber auch etwas mit Glaub-
würdigkeit in Regierungsverantwortung zu tun.
Es ist falsch, sich gegen die N atur und für soziale
Verantwortung zu entscheiden, ebenso wie man
ökologische Entscheidungen nicht gegen sozial
Benachteil igte treffen sol lte – beides gehört zu-
sammen wie zwei Seiten einer M ünze. Wer das
nicht sieht, denkt kurzfristig. Als die rot-grüne
Regierung 1 999 die ökologische Steuerreform
beschloss, haben wir LI N KE diese massiv kriti-
siert, weil sie nicht für mehr Steuergerechtigkeit
sorgte. H eute weiß man, was wir damals schon
ahnten, dass diese Steuer nicht einmal ökologi-
sche Lenkungswirkung hat.
Einen Durchbruch brachte wohl die Energie- und
Kl imaschutzkonferenz der LI N KEN 2007 im
H amburg. Da haben wir es endl ich geschafft,
dass sowohl der Parteivorstand als auch die
Fraktion Energie- und Kl imapol itik als einen
Schwerpunkt benannt haben. Das war viel Ar-
beit. Seit 201 0 steht die „Zentral ität der ökologi-
schen Frage“ nun endl ich sehr deutl ich im LI N -
KEN Programm.

Kl imawandel und der Atomausstieg, von vielen
M enschen immer noch hauptsächl ich den
Grünen zugeschrieben, haben inzwischen einen
hohen Stel lenwert bei uns. Gerade hier zeigt sich
ganz deutl ich, wie Konzerne ihre Konzernmacht
gegenüber der Bevölkerung und den Regierungen
mit ihrer Lobby ausspielen.
Unsere Beteil igung an Demonstrationen für den
sofortigen Atomausstieg, gegen Castor-Trans-
porte nach Gorleben, für die Bergung des Atom-
mül ls aus der Asse, gegen M egaprojekte wie
Stuttgart 21 und für N achtflugverbote haben
sicher dazu beigetragen, dass wir bei Bürgerini-
tiativen als Partnerin anerkannt wurden und in-
zwischen auch geschätzt werden – und immer
waren VertreterI nnen der ökologischen Plattform
mit dabei. Sie haben kontinuierl ich und beharr-
l ich dafür gesorgt, dass die Ökologie heute bei
der LI N KEN zu den Kernpunkten gehört.
Als mir die I mmunität im Bundestag wegen eines
Aufrufes zur „Schienendemontage“ am AKW
Gundremmingen entzogen wurde, habe ich viel
Sol idarität erlebt, gerade und auch von der Öko-
logischen Plattform, während die Grüne Kol legin
von ihrer Partei eher abgemahnt wurde.
Frühzeitig begannen wir mit Konferenzen zu einer
Definition des Begriffes „N achhaltigkeit“ von
LI N KS und dies floss dann in den PLAN B ein,
den die Fraktion in der letzten Legislatur veröf-
fentl ichte und der breit diskutiert wurde. Am
PLAN B, unserem Projekt zum sozial-ökologi-
schen Umbau beteil igen sich mittlerweile Wirt-
schafts- und Verkehrspol itikerI nnen, Agrar- und
Verbraucherschutzpol itikerinnen aus der Frakti-
on. I ch bin also schon längst keine Al leinkämpfe-
rin mehr im Bundestag, und das ist gut so.
N ach wie vor steht die Frage: Wie kann
DI E  LI N KE Einfluss darauf nehmen, dass wir hier
in diesem Land mithelfen, den ökologischen
Wandel so durchzusetzen, dass er gel ingt und
auch sozial unterfüttert wird. Dazu brauchen wir
noch viel mehr M itstreiterI nnen, GenossI nnen vor
Ort, Wissen, Konsequenz und H erzblut.
Die ökologische Plattform ist ein großer Teil die-
ser Bewegung und wird weiter gebraucht, not-
wendiger denn je, denn sie ist auch Aushänge-
schild einer modernen zukunftsorientierten Be-
wegung und Partei. Ein J ubiläum ist dazu da, sich
über das Erreichte zu freuen und die Arbeit zu
ehren. Es bedeutet aber auch, dass man schon

In eigner Sache



Tarantel N r. 65 H eft I I -201 46

lange an etwas arbeitet und dabei älter geworden
ist. Wir sol lten darüber nachdenken, warum sich
die J ungen heute mehr denn je und l ieber in der
ökologischen Bewegung engagieren als in unse-
rer Partei. Wir sol lten darauf achten, für unsere
Arbeit frühzeitig mehr junge M enschen zu gewin-
nen, die unser Projekt fortführen.
Die gesel lschaftl ichen Auseinandersetzungen um
eine Energie oder eine M obil ität ohne CO2 ma-
chen vor unserer H austüre nicht halt. Als l inke
Partei haben wir eine Verantwortung auch und
gerade gegenüber denjenigen M enschen, die
akut und direkt vom Klimawandel betroffen sind.
Das heißt auch für mich konsequentes Verhalten
für GenossI nnen in Verantwortung. Und das
müssen wir auch einfordern!

I n der Wachstumsdiskussion sind wir schon ein
Stück weitergekommen. Der Begriff wird von un-
seren GenossI nnen immer mehr hinterfragt,
denn inzwischen ist vielen klar, dass damit eben
nicht unbedingt gute Arbeit, sondern Ressour-
cenverbrauch und prekäre Beschäftigung ver-
bunden sind.
Deshalb sind wir gut beraten, wenn wir uns noch
stärker in die Debatten und in den Protest gegen
das Freihandelsabkommen von Europa mit den
USA einbringen und gleichzeitig weiter für eine
konsequente und sozial verträgl iche Energiewen-
de streiten. Wir sind es den M enschen, den Tie-
ren und unserer Umwelt schuldig.
Auf die nächsten 20 Jahre!

20 Jahre Ökologische Plattform
Dank für 20 Jahre Kampf für ökologisches Profil der PDS/Partei DIE LINKE

Seit fast 25 J ahren bemühen sich ökologisch En-
gagierte in und bei der PDS bzw. der 2007 ge-
gründeten Partei DI E LI N KE um die ökologische
Profil ierung der Partei in der Programmatik und
praktischen Pol itik auf Europa-, Bundes-, Landes-
und Kommunalebene. Der Gründungskonsens
der aus der SED hervorgegangenen PDS beinhal-
tete viele Schlussfolgerungen aus den Ursachen
der Fehlentwicklungen und dem Scheitern des
sozial istischen Gesel lschaftsmodel ls in der DDR
und in den ehemal igen sozial istischen Ländern.
Der Bruch mit dem Stal inismus als System be-
deutete, dass die neue Partei des demokrati-
schen Sozialismus tatsächl ich demokratisch,
sozial , sol idarisch, friedl ich und ökologisch sein
musste. Losungen auf Parteitagen und Konferen-
zen brachten diesen Anspruch immer wieder zum
Ausdruck. Unsere gemeinsame Schlussfolgerung
und Leitl in ie war und ist, dass ökologisch Enga-
gierte nicht unbedingt Sozial isten sein müssen,
aber wahre Sozial isten ökologisch engagiert sein
müssen. Die immer deutl icher werdenden Belas-
tungen und Zerstörungen der Umwelt, der Rück-
gang der biologischen Vielfalt, der rasant voran-
schreitende Kl imawandel , die Begrenztheit der
Energie- und Rohstoffressourcen erfordern gera-
de von einer sozial istischen Partei, die die Wei-
chen für eine nachhaltige, zukunftsfähige Ent-
wicklung hin zu einer ausbeutungsfreien, sozial

gerechten Gesel lschaft stel len wil l , dass sie in
ihrer Programmatik und praktischen Pol itik dem
selbst bestimmten Anspruch gerecht wird.
Aber es zeigte sich, dass die ökologische Profi-
l ierung der Partei, die sich vor al lem als Partei
der sozialen Gerechtigkeit und des Friedens ver-
steht, ein schwieriges Unterfangen ist. Es dauer-
te noch lange bis zu einer wirkl ich ökologischen
Durchdringung der Programmatik und Pol itik der
Partei. Bei Zielkonfl ikten zwischen sozialen und
ökologischen Erfordernissen wurde und wird
meistens den sozialen Fragen Priorität einge-
räumt, obwohl eigentl ich al len klar sein sol lte,
dass dauerhaft vernachlässigte ökologische An-
forderungen langfristig negative Folgen für die
soziale Entwicklung haben. Erst die Diskussion
zum Programm der LI N KEN von 201 1 brachte
mit der Postul ierung der Zentralität der ökolo-
gischen Frage den Durchbruch. Seitdem gehört
der sozial-ökologische Umbau grundsätzl ich zu
den zentralen Säulen der Programmatik und Po-
l itik der Partei. Das fand seinen N iederschlag vor
al lem in den Diskussionen und Entscheidungen
zum PLAN B für den sozial-ökologischen Um-
bau der Gesellschaft der Bundestagsfraktion
201 2, zum Bundestagsprogramm 201 3 und
zum Europawahlprogramm 201 4.
An dieser Entwicklung haben viele Einzelakteure
und in Arbeitsgemeinschaften organisierte Linke,

In eigner Sache

Wolfgang Methling
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vor al lem aus den Ost-Landesverbänden der
PDS/LI N KEN großen Anteil . Aber ein geschlos-
senes, organisiertes H andeln der Ökologen bilde-
te eher die Ausnahme. Das änderte sich mit der
Gründung der Ökologischen Plattform (ÖPF)
im J ahr 1 994. I hre Gründung war ein markanter
Entwicklungsschritt zur ökologischen Profil ierung
der Partei. Die vielfältige ökologische Kompetenz
und das Engagement vieler Aktiver wurden auf

diese Art gebündelt. Die ÖPF organisiert regel-
mäßig Treffen und Konferenzen. Sie steht in der
Tradition des Kommunisten, Ökologen und akti-
ven N aturschützers Kurt Kretschmann und ge-
wann auch parteilose Linke für die Zusammenar-
beit mit der Partei. Sie war und ist kritische
Begleiterin der Pol itik der Partei, ihrer Repräsen-
tanten und Fraktionen auf al len Handlungsebe-
nen. Der bis heute sehr aktive Sprecherrat ist ein
zuverlässiger Partner bei der Entwicklung und
Verbreitung von Konzeptionen in den verschiede-
nen Bereichen von Umwelt-, Natur-, Ressourcen-
und Klimaschutz, Energiepol itik, Bau, Mobil ität,
Landwirtschaft und Ernährung. Durch die Publ ika-
tionen in der Reihe Umweltpolitische Beiträge
und die Quartalszeitschrift Tarantel macht die
ÖPF die ökologische Kompetenz der LINKEN öf-
fentl ich. Die ÖPF ist weiterhin eine unverzichtbare
Partnerin bei der Vorbereitung und Durchführung
ökologischer Konferenzen der Partei. Die nächste
wird hoffentl ich 201 5 stattfinden können.
Gegenüber der Arbeit der ÖPF und ihrer Vertreter
gibt es bei al ler Anerkennung ihres Wirkens auch
eine gewisse Reserviertheit bei Führungskräften
und M itgl iedern der Partei. Das hat sowohl in-
haltl iche als auch formale und stil istische Grün-
de. Die Positionen der ÖPF erscheinen oftmals
anderen ökologisch Engagierten als zu radikal ,
el itär, unreal istisch, zu wenig auf das M achbare

in der praktischen Pol itik gerichtet. Dieses wird
durch Vorbehalte der ÖPF gegenüber AkteurI n-
nen auf parlamentarischer und Regierungsebene
gefördert. Daraus ergibt sich eine aus meiner
Sicht unproduktive Polarisierung zwischen der
ÖPF, ParlamentarierI nnen und anderen ökolo-
gisch Engagierten. Auch die Art mancher Veran-
staltung der ÖPF besitzt für nicht wenige andere
ÖkologI nnen nicht ausreichende Aktivität. Viele
Engagierte verzichten auch deshalb auf die M it-
gl iedschaft in der ÖPF, weil sie eine Einordnung
in Schubladen vermeiden wol len, die der Gewin-
nung von M ehrheiten entgegensteht. Bei al ler
Übereinstimmung in den Zielen gibt es z. T un-
terschiedl iche Auffassungen zum praktischen
Agieren und für die Gewinnung von M ehrheiten
in Vorständen, der Partei und in der Gesel lschaft.
Auch für mich persönl ich waren das Gründe,
nicht M itgl ied der ÖPF zu werden. I ch habe je-
doch stets die inhaltl iche und organisatorische
Zusammenarbeit mit der ÖPF und ihren Vertrete-
rI nnen gesucht und gefördert. Das galt für meine
Zeit als Umwelt- und Agrarwissenschaftler an der
Universität Rostock, als Sprecher der LAG Um-
weltpol itik M ecklenburg-Vorpommerns, als Um-
weltminister, als Landtagsabgeordneter, als um-
welt-, energie- und agrarpol itischer Sprecher des
Parteivorstandes der PDS/DI E LI N KE von 2003
bis 201 4, Sprecher der BAG Umwelt/Ener-
gie/Verkehr von 2002 bis 201 1 . I ch habe häufig
an Sitzungen des ÖPF-Sprecherrates, an ihren
Treffen und Konferenzen teilgenommen. Vertre-
ter der ÖPF waren regelmäßig Gäste der Bera-
tungen der BAG. I n besonderer Erinnerung sind
mir Diskussionen zu meinen Vorträgen über die
Umwelt-, Kl imaschutz- und Energiepol itik in
M ecklenburg-Vorpommern (M V), zu Al leinstel-
lungsmerkmalen l inker Umweltprogrammatik-
und -pol itik sowie unsere konstruktiven Diskus-
sionen und Anträge zur Erarbeitung und Bewer-
tung von Partei- und Wahlprogrammen. Einer der
aktivsten ÖPF-Sprecher war M arko Ferst, den ich
trotz mancher Unterschiede in den Auffassungen
sehr schätze. M arko hatte für eine Studie der
Rosa-Luxemburg-Stiftung meine Arbeit als Um-
weltminister in M V bewertet. Er war durchaus
kritisch, aber auch fair. Er machte deutl ich, dass
selbst bei sehr engagierter und guter Arbeit ei-
nes Umweltministers grundlegende ökologische
Weichen auch von anderen M inisterien (Wirt-
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schaft, Energie, Verkehr, Landwirtschaft) gestel l t
werden.
N eben der Ökologischen Plattform sind auch die
Beratungsrunden der umwelt-, energie-, ver-
kehrs- und agrarpolitischen SprecherInnen
wichtige Gremien der Abstimmung und Aktivie-
rung der ökologischen Arbeit l inker Pol itik. I m
J ahr 2002 gründeten wir die Bundesarbeitsge-
meinschaft Umwelt/Energie/Verkehr als ein
Sammelbecken mögl ichst vieler ökologisch Enga-
gierter innerhalb und außerhalb der Parlamente,
innerhalb und außerhalb der ÖPF und anderer
Arbeitsgemeinschaften (Agrarpol itik, Wirt-
schaftspol itik) . Äußerer Anlass war der Wegfal l
einer Fraktion im Bundestag nach den schlech-
ten Wahlergebnissen 2002. Aber eigentl ich wäre
dieser Schritt auch ohne diesen Anlass erforder-
l ich gewesen. I n diesem Rahmen und durch die
enge Zusammenarbeit mit der ÖPF haben wir im-
mer erfolgreicher bei der Erarbeitung von Partei-
und Wahlprogrammen (2007, 2009, 201 1 , 201 3,
201 4) agieren können. Das ist auch umso besser
gelungen, als wir die ökologischen Fragen, Pro-
bleme und Lösungsansätze unter dem Dach des
sozial-ökologischen Umbaus mit der Sozial-,
Wirtschafts-, Eigentums-, Demokratie-, Bildungs-
und Friedenspol itik verbunden haben. Diese Ver-
bindung der entscheidenden Pol itikfelder ist ein
Al leinstel lungsmerkmal der Pol itik der LI N KEN in
Deutschland. Das ist ein Pfund, mit dem wir noch

viel mehr wuchern müssen. Diese Aufgabe
kommt vor al lem dem Führungspersonal der
Partei und der Fraktionen auf al len Ebenen zu.
Das Vermitteln des ökologischen Profils in die
Öffentl ichkeit muss Chefsache sein, sonst brau-
chen wir noch sehr lange, um diese frohe Bot-
schaft in die Gesel lschaft zu tragen. Wir waren
mit den Ergebnissen der Abstimmung in der Pro-
grammkommission, im Parteivorstand und auf
den Parteitagen nicht immer zufrieden, aber un-
sere gemeinsamen Programmgruppen haben
große Anerkennung bei Parteivorstand, Pro-
grammkommissionen und anderen I G/AG/Platt-
formen gefunden. Damit haben wir gemeinsam
wesentl ich zur ökologischen Profil ierung der
Partei DI E LI N KE beigetragen. Das kommt auch
in der zunehmenden Wertschätzung durch Um-
weltverbände und –vereine (BUN D, N ABU, N a-
turfreunde, Eurosolar, SFV u. a.) zum Ausdruck,
auch wenn die öffentl iche Wahrnehmung durch
M edien noch völ l ig unbefriedigend ist.
Die Ökologische Plattform hat durch ihr 20-
jähriges Wirken einen sehr großen Anteil an der
Ökologisierung der Partei DI E LI N KE. Dafür ist ihr
die Partei und bin ich persönl ich zu großem Dank
verpfl ichtet. I ch gratul iere zu dem bemerkens-
werten J ubiläum und danke stellvertretend für
die über 500 M itgl ieder der ÖPF ganz besonders
Manfred Wolf, Marko Ferst, Götz Brandt und
Wolfgang Borchardt!

Der Anfang
N ach der so genannten Wende hat mich immer
wieder der Gedanke beschäftigt, wann und wie
man jetzt den M enschen die I dee von einer bes-
seren Welt wieder plausibel machen kann. Den
M enschen in Westdeutschland, die schon lange
meinten, dass sie im Verhältnis zur gewesenen
DDR in dieser besseren Welt lebten, und jenen
aus der DDR, die jetzt glaubten, nun endl ich auch
dieser besseren Welt teilhaftig geworden zu sein.
Es schmerzte sich vorzustel len, dass die I dee des
Sozial ismus oder wie immer man eine bessere
Welt ohne Ausbeutung, ohne Streben nach M axi-
malprofit, ohne Ressourcen- oder andere Kriege,
ohne N aturzerstörung bezeichnen würde, wegen
der Gesetzlosig- und Unfähigkeiten in den gewe-
senen sozial istischen Ländern für immer oder

lange Zeit diskreditiert oder gar widerlegt sein
sol lte. Denn dass es für lange Zeit so sein sol lte –
dafür sorgten und sorgen die vermeintl ichen Sie-
ger der Geschichte mit wachsender I ntensität.
Welcher Umstand also, welcher M issstand oder
welche Entwicklung der gegenwärtigen kapital is-
tischen Welt würde die M enschen von der N ot-
wendigkeit der Überwindung auch dieser noch
obwaltenden gesel lschaftl ichen Ordnung hin zu
einer neuen und besseren überzeugen können?
Es gibt viele M issstände der kapital istischen Ge-
sel lschaft, mit denen sie auch immer wieder gut
anzuprangern ist. Für Linke, so auch für unsere
Partei, ist es aber wichtig, nicht nur die M iss-
stände zu bekämpfen, sondern die Gesel lschaft
selbst, die diese gebiert.
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I n der Wendezeit, also Anfang der 1 990er J ahre,
trat ein schier unlösbares Problem immer deutl i-
cher ins Bewusstsein der M enschen, die ökologi-
sche Frage, die Sicherung der natürl ichen Le-
bensbedingungen des M enschen. Schier
unlösbar erschien und erscheint sie deshalb, weil
sie unmittelbar mit dem Bestehen der kapital is-
tischen Gesel lschaft verbunden ist, ja durch die
Produktions- und Lebensweise der Gesel lschaft
ständig reproduziert und weiter verschärft wird.
Die ökologische Frage beschreibt al le Gefahren,
die ausgehend vom M enschen in seinen gesel l -
schaftl ichen Strukturen über die Belastung und
fortlaufende Zerstörung der natürl ichen Umwelt
wiederum die Existenz des M enschen bedrohen.
Bedroht sind in diesem Fal le nicht nur Teile oder
soziale Schichten der Gesel lschaft, wie es durch
manche andere M issstände der kapital istischen
Gesel lschaft der Fal l ist, sondern, abgesehen da-
von, dass es die Armen zuerst und am härtesten
trifft, tatsächl ich al le M enschen, denn al le M en-
schen müssen saubere Luft atmen, sauberes
Wasser trinken, saubere Früchte essen.
N ichts lag näher, als dass es gerade die ökologi-
sche Frage sein könnte, ja müsste, die den Ge-
danken an eine andere als die kapital istische Ge-
sel lschaft, an eine bessere, gerechte, friedl iche
Welt bei den M enschen befördern könnte. Dieser
Zusammenhang war deutl ich zu machen.
Welche pol itische Kraft in Deutschland wenn
nicht DI E LI N KE, unsere damal ige PDS, sol lte und
konnte sich dieser Aufgabe annehmen?
N ur die PDS war als einzige pol itische Kraft nicht
mit der kapital istischen Ordnung verbandelt, da-
her konnte nur sie mit der ökologischen Frage

auch die Systemfrage stel len. Die öko-
logische Frage musste deshalb in der
Programmatik und Pol itik der PDS zu
einer der wichtigsten Fragen im Ver-
bund mit der sozialen Frage aufsteigen.
Das war für eine Partei, die aus der
Tradition einer Arbeiterpartei mit
Schwerpunkt des Kampfes für soziale
Rechte kam, nicht mit Links zu machen.
Eine zusätzl iche Kraft ökologisch enga-
gierter GenossI nnen und Sympathisan-
tI nnen bei der Partei, die auch mit ge-
wissem N achdruck ihre Positionen
entwickeln und vertreten konnte, sol lte
dabei helfen: eine Ökologische Platt-

form.
Verschwiegen werden sol l an dieser Stel le nicht
eine gewisse H offnung auf das M itwirken von
vormals in der DDR mit der Sache befasster Wis-
senschaftlerI nnen bzw. M itarbeiterI nnen ein-
schlägiger staatl icher und gesel lschaftl icher I n-
stitutionen — eine H offnung, die sich im Weiteren
jedoch nicht erfül l te.
I n dieser Zeit gedankl icher Befassung mit dem
Projekt erschien im Februar 1 994 in der Zeitung
„N eues Deutschland“ eine Einladung zu einem
Vortrag im Karl-Liebknecht-H aus. Einlader war
Andre Brie, damals M itgl ied im Parteivorstand
der PDS. Ein gewisser M arko Ferst sol lte zum
Thema „Soziale und ökologische Frage – wie
Feuer und Wasser?“ sprechen. Das müsste, so
hoffte ich, die Gelegenheit sein, um die Grün-
dung einer Plattform anzuregen und viel leicht
auch gleich erste Schritte dazu zu gehen. Tat-
sächl ich bl ieben dann auch nach der Veranstal-
tung einige I nteressierte im Raum, die bei der
Vorbereitung mittun wol lten. Unter ihnen auch
M arko Ferst. Dieser erwies sich, obwohl damals
erst 24 J ahre, aber in ökologischen Fragen
äußerst belesen, als außerordentl icher Glücksfal l
für das Projekt. Er war seit ihrer Gründung für
viele J ahre eine zentrale Figur in der Plattform,
ohne den sie nicht das hätte leisten können, was
sie schl ießl ich geleistet hat. Die notwendigen Ar-
beiten zur Vorbereitung der Gründung, insbeson-
dere die Formul ierung einer Gründungserklärung,
gingen in den folgenden Wochen zügig voran, so-
dass die Gründung der Plattform durch die Erklä-
rung vom 24.6. 1 994 bekannt gegeben werden
konnte.
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N atürl ich hatten die Gründungsmitgl ieder der
Plattform nicht die Absicht, eine weitere Umwelt-
schutz-Organisation in Deutschland zu schaffen
oder sich mit einem Engagement für end-of-pipe-
Lösungen um den Bestand der kapital istischen
Produktions- und Lebensweise verdient zu ma-
chen. Es ging ihnen auch nicht darum, dass sich
die PDS zu einer weiteren grünen Partei in
Deutschland entwickelt, die zusätzl ich bei der
Begrünung des Kapital ismus mithil ft. I hr kam die
Aufgabe zu, und sie war und ist als einzige Partei
in Deutschland dazu berufen, die ökologische
Frage so zu stel len, dass die Unsinnigkeit der
kapital istischen Profitwirtschaft für den Erhalt

der natürl ichen Lebensbedingungen der M en-
schen offensichtl ich wird. N ur diese Partei konn-
te – und das war und ist ihre dringl ichste Aufga-
be überhaupt – den Weg aus dem Dilemma
heraus zeigen, indem sie die ökologische mit der
sozialen Frage zur Systemfrage verband.
Die Gründungsmitgl ieder waren der M einung,
dass diese Aufgabenstel lung in der M itte der
1 990er J ahre noch nicht zum Al lgemeinverständ-
nis in der Partei gehörte. Sie wol lten dazu beitra-
gen, dass es so wird. Es galt die Aufgaben richtig
zu stel len und die Kräfte rationel l einzusetzen.
Dafür kamen bald viele engagierte und kompe-
tente M itstreiterI nnen zur Plattform.

20 Jahre Ökologische Plattform
Einige Gedanken zum runden Datum
Am 7. Februar 1 994 erschien im N euen Deutsch-
land ein größerer Artikel , den ich „Elemente öko-
sozialer Rettungspol itik“ getitelt hatte, etwas ge-
kürzt kam er mit anderer Überschrift und
Verweis auf eine Diskussionsveranstaltung zwi-
schen André Brie und mir am selben Tag. I n der
anschl ießenden Diskussion schlug M anfred Wolf
vor, eine Ökologische Plattform im Rahmen der
PDS zu gründen. I ch befürwortete eine solche
I dee sofort. Wenn es eine treibende Kraft geben
würde in der Partei, die auf die ökologische Zivil i-
sationskrise hin, Parteipol itik beeinflussen wür-
de, ebenso wirkmächtig wie die Kommunistische
Plattform es damals noch tat, dies schien in der
Tat ein Schritt nach vorn zu sein. So wurde als-
bald eine Gründungserklärung erarbeitet und be-
reits am 24. J uni 1 994 erbl ickte die neue Struk-
tur das Licht der Welt.
Über die J ahre kam einiges an Veranstaltungen
und I nitiativen zusammen, freil ich medial so in-
teressant wie die Kommunistische Plattform wur-
de der Ökologische Flügel der Partei bislang
nicht. Das l iegt auch daran, daŝs man die Partei
damit nicht so vorführen konnte, als sei sie immer
noch ewiggestrigem Denken verhangen. So gab
es in der Ökologischen Plattform neben den jähr-
l ichen Bundestreffen etwa eine Anti-Atom-Konfe-
renz und Tagungen zu zahlreichen anderen The-
men und Fragestel lungen, mitunter zusammen

mit weiteren Arbeitsgemeinschaften der Partei.
Auf Anregung Lothar Biskys konnte 1 999 eine
große Umweltkonferenz der Gesamtpartei statt-
finden, 1 996 diskutierten Bahro, Bisky und ich in
der Humboldt-Universität. Dank Parteitagsanträ-
gen konnte durchgesetzt werden, dass sich eine
Tagung eines Parteitags den Themen Nord-Süd,
Feminismus und Ökologie widmete, auch wenn die
inhaltl iche und strukturel le Anlage derselben dann
deutl ich unter den Möglichkeiten blieb.
2002 bildete sich um Wolfgang M ethl ing, damals
noch Umweltminister in M ecklenburg-Vorpom-
mern, eine weitere Arbeitsgemeinschaft zu Um-
welt, Energie und Verkehr, die stärker von der
parlamentarischen Arbeit mitgeprägt wurde.
N och in den 1 990er J ahren gab es mit Peter
Schott einen hauptamtl ichen M itarbeiter für Um-
weltfragen im Parteivorstand. Dass es dort heute
keinen Ansprechpartner und Berater für den
Themenbereich Umwelt gibt, ist sicher eine
große organisatorische Schwäche, die jeder
Bundesgeschäftsführer im je eigenen I nteresse
korrigieren sol lte. H albwegs gut, mitunter ge-
stärkt, überstanden auch die Arbeitsgemein-
schaften und Plattform in der PDS und später in
der LI N KEN die Versuche, ihre Arbeit einzu-
schränken, Parteitagsmandate zu streichen und
andere H indernisse. Es gab mehrfach Versuche,
die M ögl ichkeiten dieser weitgehend ehrenamtl i-
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chen Strukturen einzuschränken, so unterschied-
l ich im einzelnen deren Arbeitsweise sein mag
und viel leicht verbessert und effizienter gestaltet
werden könnte. Für die Ökologische Plattform
gingen solche Drücke auch immer mit einer
Überprüfung der eigenen Aktivitäten einher und
hatten insofern indirekt innovativen Charakter.
J enseits von überholten Parteiengesetzen wäre
es ohnehin von großem Vorteil , hätten solche
Strukturen eine stärkere Basis und Unterstüt-
zung in der Partei, denn die weitgehend kommu-
nale Ausrichtung von Parteimitgl iedern ist nicht
unbedingt für jeden ein attraktives Betätigungs-
feld. Für die ökologische Perspektive in der
Partei sind natürl ich diese Arbeitszusammenhän-
ge von eminenter Bedeutung, weil ohne diese die
Ökologie fast völ l ig unter den Tisch fal len würde.
Dazu ist es freil ich notwendig, dass das Kl ima in
den Zusammenschlüssen kooperativ ausgerich-
tet ist und zum M itmachen einlädt und aktive
M itgl ieder nicht vergrault werden. J a, selbst das
problematische Verhalten einzelner, kann die ge-
samte Arbeit erhebl ich beeinträchtigen.
Dennoch stel lt sich die Frage, ob Rudolf Bahro
nicht Recht hatte, wenn er meinte, dass die Logik
der ökologischen Zivil isationskrise in den Partei-
en zual lerletzt verstanden wird. Wenn man sich
unser Parteiensystem anschaut, kommt man
nicht umhin, dieser Erkenntnis eine gewisse
Relevanz einzuräumen. Die J agd nach Wähler-
stimmen verträgt sich nur sehr eingeschränkt
mit den unbequemen Wahrheiten hinter unserer

konsumistischen Lebensweise auf system-kapi-
tal istischem Boden. Auch DI E LI N KE verteidigt
hier Terrain, das früher oder später ohnehin auf-
gegeben werden muss. Freil ich sol lten dazu in
einem viel umfassenderen Sinn gerechte Ver-
hältnisse eingerichtet werden, sozial um ein Viel-
faches ausgewogener, wie dies teils auch in der
LI N KEN diskutiert wird.
H erbert Gruhl hatte in „H immelfahrt ins N ichts“
als Konservativer schon richtig eingeschätzt, uns
kann die Gesel lschaft hier relativ schnel l um die
Ohren fl iegen und die mögl ichen total itären Op-
tionen, die eingeschlagen werden könnten, wil l
am Ende niemand gewol lt haben. Freil ich darf
man sich keine I l lusionen mehr machen: So wie
die Gesel lschaften in ihren fortschrittssüchtigen
Entwicklungspfaden fest hängen, auch mit Bl ick
auf die nachholende I ndustrieentwicklung in
Ländern wie China, Basil ien, I ndien usw. befinden
wir uns im Endstadium dieser Zivil isation. Sie
wird zerfal len und die Endprodukte werden uns
vermutl ich al le ratlos verstummen lassen. Das
wird das Ergebnis unseres heutigen Pol itikversa-
gens sein und die Konsequenz nicht geführter
gesel lschaftl icher Debatten und gezogener Kon-
sequenzen für die globale Zukunft. Die jetzigen
I nteressen dominieren, die langfristigen Balancen
interessieren uns bestenfal ls verbal . I n der Praxis
ignorieren wir sie in den meisten Fäl len.
Sicher müssen die praktischen Erfordernisse
umweltpol itischer H erausforderungen in den
Parlamenten bearbeitet werden. Wie kann sich
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die Gesel lschaft schnel ler zu 1 00 % solar mit
Strom und Wärme versorgen und aus dem fossil -
getriebenen Verkehr aussteigen? Dem rot-
schwarzen Schneckengang bei der Energiewende
gilt es Parol i zu bieten und man muss nicht jeden
Vorschlag der Grünen ablehnen, weil die Kol le-
gen oft zwei Schritte weiter sind als unsere füh-
renden Genossen, wenn es um ökologische Ak-
zente geht. Das schl ießt Fehlentscheidungen
nicht aus, wenn man an die Restlaufzeiten von
Atomkraftwerken denkt oder ihre Einstel lung zu
kriegerischen Eingriffen. Sie haben aber auch
nicht das Problem noch ein paar Kohlelobbyisten
in ihren eigenen Reihen zu haben.
Selber habe ich mich aus der Arbeit der Ökologi-
schen Plattform weitgehend zurückgezogen, was
einzelne Unterstützung nicht ausschl ießt oder
den ein oder anderen Artikel . M eine Texte aus
mehr als anderthalb J ahrzehnten aktiver Arbeit,
werde ich, wenn es die Kräfte zulassen, auch in
Buchform publ izieren. Viel leicht sind sie anderen
noch nützl ich. Die Entscheidung des Ausstiegs
wäre so sicher nicht gefal len, wenn es nicht eine
massive gesundheitl iche Schlagseite gegeben
hätte mit al l den unschönen Verwerfungen in der
gesamten Lebensführung, die dies im Schlepptau
führte. Die Bundestreffen der Ökologischen
Plattform oder Konferenzen konnte ich teils nur
auf M essers Schneide durchhalten. Bei kleinen
Treffen ging es auch um Aspekte, um die gestrit-
ten wurde und hinterher hatte ich dann andert-
halb Wochen zu tun, um den Fibromyalgieschub
auszubremsen. So sagte ich in weiser Voraus-
sicht immer öfter nichts mehr und hielt mich zu-
rück bei Aufgaben, die ich früher mit l inks ge-
macht hätte. So war es sinnvol l , mehr Arbeit
abzugeben, wie z. B. die H auptarbeit an der Ta-
rantel . Das die I nternetgestaltung mit neuen Pro-
grammen ohne die nötige praktische Unterstüt-
zung erfolgen sol lte, brachte dann nur den
katalytischen Prozess in Gang. Solange durchge-
halten habe ich nur, weil ich natürl ich hoffte, eine
teilweise Besserung wäre mögl ich und dafür gab
es zeitweise zumindest Anhaltspunkte. Ein künst-
l iches Sprunggelenk konnte zwar einiges verbes-
sern, jedoch die sekundäre Fibromyalgie samt
Erschöpfungssyndromen gilt als nicht heilbar.
Schaut man sich die großen Linien der Parteien
an, auch wie die Gesel lschaft mit der ökologi-
schen H erausforderung umgeht, kann einem

nicht verborgen bleiben, dass die Lage nicht zum
besten steht, ohne partiel le Erfolge zu negieren.
Die solare Energiewende wil l man mit al lerlei
M engendeckeln abbremsen. Schon zuvor labo-
rierte Schwarz-Gelb daran, wie man durch immer
neue unvorhersehbare Änderungen am EEG, po-
tentiel le Anlagenbetreiber verunsichert. Selbst-
verständl ich für den privaten Gebrauch rechnet
sich die eigene Solaranlage auf dem Dach längst
und mit N aturstrom, Lichtbl ick oder anderen
Ökoanbietern kann man inzwischen preiswert
1 00 Prozent Strom erneuerbar beziehen und
spart oft gegenüber dem regionalen Versorger
auch noch Geld.
Wie bekannt, teile ich die Auffassung der Grünen,
dass der Strombereich bis 2030 vol lständig solar
abgedeckt werden sol lte und bis 2040 auch Ver-
kehr und Wärme, was viel schwieriger werden
wird, erneuerbar umzustel len, wobei der M ateri-
al- und Energieverbrauch so weit wie mögl ich
sinken muss. DI E LI N KE ist mir in diesem Bereich
zu träge, zu zahm. N atürl ich muss man dabei
auch über die großen Umsetzungsprobleme re-
den und darüber, wo Fehlentwicklungen sich ab-
zeichnen. Es ist geradezu grotesk, wenn Gas-
kraftwerke stil lgelegt werden, obwohl sie
einstweilen eine sinnvol le Ergänzung sind, wenn
Sonne und Wind nicht genügend Ertrag bringen,
um das auszugleichen, weil sie außerhalb der
Grundlast einsetzbar sind im Gegensatz zu Kohle-
und Atomkraftwerken. Sicher muss man offenbar
im Bl ick behalten, dass Deutschland von russi-
scher Seite nicht zu abhängig wird. M an muss
schon außergewöhnl ich dämlich sein, um zuzu-
lassen, dass deutsche Gasspeicher an den russi-
schen Staatskonzern Gasprom verkauft werden.
Wenn Pumpspeicherwerke, die Strom praktisch
speichern können, sti l lgelegt werden, dann be-
steht dringender Bedarf, die energiepol itischen
Rahmenbedingungen zu ändern. Ein Emissions-
handel mit weniger Verschmutzungsrechten, wie
umstritten auch immer die Regelung, würde an-
dere Stromerzeugungsarten gegenüber den Koh-
lekraftwerken konkurrenzfähiger machen.
Wenn ein Dorf von al len vier Seiten von Wind-
parks umstel lt ist, so wie die Sendung „Ozon“ vor
längerem berichtete, ist dies ästhetisch inakzep-
tabel . Die Anlagen besser in die landschaftl ichen
Räume einzupassen ist ganz sicher sinnvol l , auch
wenn der Windertrag nicht außer acht gelassen
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werden darf. Alte Windmühlen wirken ganz
sicher optisch vorteilhafter als verspargelte
Landschaften bzw. eine optische reizvol le Land-
schaft, die dadurch beeinträchtigt wird. Auch die
Bl inkerei in der N acht steigert nicht unbedingt
den Erholungswert einer Landschaft. Besonders
augenfäl l ig wird dies an der Ostsee, wo dieser
Lichterreigen, den abendl ichen M eerbl ick nicht
verschönert. Der N aturschutz wil l beachtet sein.
Andererseits weiß man in weiten Teilen Süd-
deutschlands nicht mal wie ein Windrad aussieht
und die CSU sorgte auch dafür, daß das in Bay-
ern so bleibt.
Es gibt in der Partei eine starke pol itische Psy-
chologie, die die Zukunftsfähigkeit von Gesel l -
schaft ausblendet und der unmittelbaren Wohl-
fahrt prinzipiel l Vorrang einräumt – und dies trotz
Energiekonferenz 2007 und weiterer Events, die
es natürl ich gab. Der ökologische Flügel in der
Partei bleibt relativ schwach, oft fehlt der M ut,
die Problemlagen und Lösungen radikal genug zu
formul ieren. Eingesetzte Ressourcen verpuffen
mit wenigen Ergebnissen. Selbstverständl ich ver-
besserten sich im Laufe der Zeit Umweltaussa-
gen in Wahlprogrammen, dank Ökologischer
Plattform, BAG Umwelt und anderer Akteure,
aber das ist auch erst mal nicht mehr als Papier.
N icht zu vergessen bleibt, dass es Grenzen eh-
renamtl ichen Engagements gib. Sich in mögl ichst
vielen Gebieten einigermaßen kompetent mit
Wissen auszustatten, hat seinen Preis. Der Um-
stand, dass ich nie ein Freund weichgespülter
Umweltaussagen war, ist gewiss nicht gut für das
eigene Karma gewesen. Bleibt zu hoffen, dass es
bekannten und neuen AkteurI nnen in der LI N KEN
künftig erfolgreicher und wirkmächtiger gel ingt,
ökologisches Gedankengut in die öffentl iche
Wahrnehmung zu bringen, ob in den Parlamenten
oder auf anderer Ebene.
Wie sich dies auswirkt, wenn die Partei in Regie-
rungsbündnisse geht, hängt dann mitunter sogar
von einzelnen Personen ab. Regierungsverant-
wortung führt aber leider auch dazu, dass Oppor-
tunismen nicht nur im Bereich Umwelt rapide zu-
nehmen und Zweifel aufkommen, wofür
Parteiarbeit eigentl ich nützt. Freil ich ist dies ein
Tatbestand, der bei den Grünen ganz ähnl ich zu
konstatieren sein dürfte. Es gibt mir zu viel
zwanghaften Drang nach einer Rot-Rot-Grünen
Koal ition im Bund, obwohl die Entwicklung der

M ehrheitsverhältnisse eine solche Option eher
schrumpfen lassen. Wenn man sich das pol iti-
sche Personal der SPD ansieht, muss man ein-
fach Zweifel haben, ob es sinnvol l ist, dort auf
M itstreiter für einen grundlegenden sozialökolo-
gischen Wandel zu hoffen. M anche Linke neigen
auch zu einem übersteigerten Konfl iktaustrag mit
den Grünen, ohne deren schwarz-grüne Bl ind-
gänge in einzelnen Ländern schönreden zu wol-
len. M an sol lte sich kritisch vorlegen, wie viel von
einer passfähigen Linken nach vier J ahren Koal i-
tionsbetrieb im Bundestag übrig bleiben würde.
Ungenügende Pol itikergebnisse könnten sehr
schnel l existenzbedrohend für DI E LI N KE werden
und sie aus dem Bundestag fl iegen lassen. Am
Ende könnte sich herausstel len, dass man in der
Opposition wirkmächtiger war, obwohl scheinbar
ohnmächtiger.
Bei 20 J ahren Plattform kommt man nicht um die
Erkenntnis herum, dass l inke Pol itik nicht kon-
form geht mit den Anforderungen, die die ökolo-
gische Zivil isationskrise an uns stel lt. Auch die
Ökologische Plattform selbst wird dem nur selten
gerecht und sol lte sich künftig darum mehr be-
mühen. Die ganze Gesel lschaft ist auf einem
Pfad, der nicht als fatale Sackgasse erkannt wird.
Klar, das Rad der Geschichte wird uns entgleiten.
So sind die Weichen jetzt gestel lt. Spätere Gene-
rationen werden nicht mehr die Chance haben,
dies zu korrigieren.
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Wolfgang Wippler

20 J ahre Ökologische Plattform – das sind auch
20 J ahre Kommunikation gemäß der selbst ge-
stel l ten Vorgabe, die Ökologie in al l ihren Zusam-
menhängen und Facetten in die Partei, d.h. in die
Köpfe ihrer M itgl ieder, hineinzutragen und ande-
rerseits in die Öffentl ichkeit, an die Wähler-
schaft, die Erkenntnis zu bringen, dass diese
Partei nicht nur für sozialen Fortschritt steht und
kämpft, sondern auch erkannt hat, dass die künf-
tige Existenz der M enschheit ohne Einhaltung
ökologischer M aximen nicht gewährleistet ist
und deshalb die Erhaltung ökologischer Existenz-
bedingungen ebenfal ls programmatisches
Grundanl iegen dieser Partei ist, gemäß der Ein-
sicht:

Die künftige menschliche Gesellschaft wird so-
zialistisch und ökologisch sein, oder sie wird
gar nicht sein.

Diesen Zwecken sollte ein Druckwerk dienen, das
als Rundbrief in die Welt gesetzt wurde, aber sich
sehr schnell zu einer Viertel jahreszeitschrift mau-
serte und den aufmunternden Titel „Tarantel“ er-
hielt, ist doch die Tarantella ein sehr lebhafter Tanz,
und aufspielen wollte ja die Ökologische Plattform.

Wenden wir uns nun dem Wirken dieser Zeit-
schrift zu und fangen ganz nüchtern mit etwas
Statistik an.
Bisher sind 64 H efte herausgekommen. Die Zahl
der Autoren, die Texte für die „Tarantel“ ge-
schrieben haben, bzw. von denen Texte aus ihren
Werken entnommen wurden, beträgt 284, davon
sind 69 Frauen.
Die Namen der Autoren reichen von Gernot
Adolphi über Elmar Altvater, Rudolf Bahro, Reimar
Gilsenbach, Al Gore, Gregor Gysi, Oskar Lafon-
taine, Wolfgang M ethl ing, M aria M ies, Evo M ora-
les, Lewis M umford, Rupert N eudeck, Petra Pau,
Saral Sarkar, H ermann Scheer, J oachim Schel ln-
huber, M ichael Succow bis M aria I nes Zigaran.
Al lein diese N amensl iste deutet an, welche Viel-
falt in dem Komplex Ökologie steckt. Dies wird
noch deutl icher, wenn man sich anschaut, zu
welchen Einzelthemen wie viele Veröffentl ichun-
gen erfolgten:
Unter dem Begriff Sonstiges verbergen sich The-
men wie Abfal l , Gifte, C02-Problematik, Energie
al lgemein, Feminismus u.a.
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Bei der zeitl ichen Betrachtung der Veröffentl i-
chungen und ihrer Themen zeigen sich Zeiten der
Verdichtungen und Zeiten geringerer Resonanz.
Darin widerspiegeln sich Kampagnen, z. B. Atom-
transporte, aber auch M omente, in denen ein
Thema besondere Aufmerksamkeit in der Öffent-
l ichkeit genoss, was sich selbstverständl ich auch
in der „Tarantel“ niederschlug.
Solchen Aspekten trug auch die Redaktion der
Zeitschrift Rechnung, indem sie insges. 5 The-
menhefte herausgab, und zwar zu:
Grüne Gentechnik – N r. 25, Erneuerbare Ener-
gien – N r. 28, Wachstum oder Schrumpfen –
N r. 31 , Humane Produktivkräfte in der nach-
industriellen Gesellschaft – N r. 33 und Atom-
problematik – N r. 35.
Große M ühe wurde auch darauf verwandt, von
kompetenten Autoren grundlegende Artikel , aus-
führl iche Darlegungen zu bestimmten, besonders
relevanten Themen, Plädoyers, M anifeste zu ver-
öffentl ichen und auch Gesetzesinitiativen der
Bundestagsfraktion zur Kenntnis zu geben.
H ier erschienen Beiträge wie:
Zu Ökonomie und Umwelt von Fred Engels,
Weichenstellung für einen sozial-ökologi-
schen Umbau von Dieter Klein, Kriterien für
die Prüfung von Projekten auf ökologische,
ökonomische und soziale Nachhaltigkeit von
einem Autorenkol lektiv, Plädoyer für eine öko-
logische Zeitenwende von M arko Ferst, die
Ausführliche Kritik an der Globalisierung aus
ökologischer Sicht von Saral Sarkar. Ebenfal ls
von Saral Sarkar und Bruno Kern erschien Öko-
sozialismus oder Barbarei?. M aria M ies erläu-
terte in 2 Folgen Das globale Freihandelssys-
tem als neokoloniales Kriegssystem , was
übrigens jetzt für Europa aktuel le Bedeutung er-
langt. I n der N r. 34 veröffentl ichte die Ökologi-

sche Plattform ihr Ökosozialisti-
sches Manifest, wurde in einem
weiterem H eft von M arko Ferst auf
die Probleme der Endlagerung von
hochradioaktivem Abfall aufmerk-
sam gemacht. Grundlegende Bemer-
kungen gab es von Götz Brandt zur
Einführung einer Ökologischen
Ökonomie. Auch der Appel l von H er-
mann Scheer Power to the People!
Neue Energie für linke Alternativen
fand Aufnahme in die „Tarantel“. H ei-

ke J acobs konnte das Positionspapier der LAG
Umwelt Brandenburg Zu den Auswirkungen
des Pestizids Glyphosat offenlegen. Auf ein
künftiges globales Krisenpotential wies Götz
Brandt hin mit: In 50 Jahren ist alles vorbei!
Die Menschheit und das Ende der Rohstoff-
vorräte.
I hren Beitrag zur Propagierung des sozial-ökolo-
gischen. Umbaus und H inwendung zu einer neu-
en Lebensweise leistete die „Tarantel“, in dem sie
beispielhafte, real isierte Projekte vorstel l te, z.B.
das Ökodorf Sieben Linden in H eft 40.
Es besteht selbstverständl ich Klarheit darüber,
dass unser Periodikum nicht das einzige Druck-
erzeugnis ist, das zu ökologischen Themen publ i-
ziert. Deshalb wurde auch auf insgesamt 224 Bü-
cher hingewiesen, davon wurden 1 81 rezensiert!
Das Ganze überbl ickend darf gesagt und positiv
eingeschätzt werden, dass es kaum ein Teilgebiet
der Umweltproblematik gibt, das nicht in die „Ta-
rantel“ Eingang fand und dass al le wichtigen
Themenkomplexe auch entsprechend häufig und
kompetent dargelegt, erläutert und diskutiert
worden sind.
Bleibt noch, auf die Themenfelder Pol itik und
Parteitage, Konferenzen und dergleichen einzu-
gehen, zu denen es ja 1 45 Textbeiträge gab.
Selbstverständl ich wurde die Pol itik der Regie-
rungsparteien und insbesondere die der
„Grünen“ unter die Lupe genommen. H auptsäch-
l ich deren programmatische Festlegungen und
Aussagen zu Umweltproblemen sowie deren
Umsetzung bzw. meist N ichtumsetzung in die Ta-
gespol itik.
Auch Stel lungnahmen von N ichtregierungsorga-
nisationen, wie N ABU, BUN D, Attac zu pol itisch-
ökologischen Gegebenheiten in der BRD fanden
Aufmerksamkeit und wurden abgedruckt.
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Der größte Teil der Beiträge widmete sich aber
naturgemäß der eigenen Partei.
H ier zieht sich wie ein roter Faden die ökologi-
sche Überarbeitung al ler Programme und pro-
grammatischen Aussagen durch fast al le H efte
der „Tarantel“.
Ein Vergleich der Texte aus den Anfangsjahren
mit den heutigen belegt, dass Erfolge erreicht
wurden. Diese werden kenntl ich an dem größer
gewordenen Umfang ökologischer Passagen, als
auch in der zunehmenden Verwendung wissen-
schaftl ich exakter und ökologisch zutreffender
Begriffe und Worte. Dies l ieß auf eine voran-
schreitende Bewusstwerdung der Spezifik ökolo-
gischer Probleme vor al lem bei den Funktionären
der PDS/DI E LI N KE schl ießen.
Von den Angehörigen der Ökologischen Platt-
form, besonders ihren aktiven M itgl iedern, wurde
diese Aufklärungsarbeit mit frohem H erzen ge-
tan, entsprach es doch genau unserem Wollen,
wie es am Anfang des Artikels formul iert ist. Der
Aufgabe widmen wir uns heute auch noch, aber
das „frohe H erz“ ist auf der Strecke gebl ieben.
Es zeigte sich nämlich, dass manche Fortschritte
nicht dauerhaft waren, was insofern fatal ist,
dass im Gegensatz dazu die negative Verände-
rung der jetzigen Umwelt andauert. Es musste
immer wieder um den Erhalt des ökologischen
Anteils an den Texten gerungen werden, manch-
mal bis „zur letzten I nstanz“ als Antrag auf einem
Parteitag. N icht immer mit Erfolg.

I n den Formul ierungen tauchen auch als über-
wunden geglaubte Begriffe erneut auf, die in
mühsamer Überzeugungsarbeit wieder getilgt
werden mussten. Solch eine Arbeit ist ermüdend
und frustrierend.
Es wurde offensichtl ich, dass die Theorie der
Ökologie bei der M asse der Parteifunktionäre
nicht zur Ergriffenheit führte und deshalb keine
Chance bekam, zur materiel len Gewalt zu wer-
den. So selbstbewusst, wie wir auf 20 J ahre Exis-
tenz als Ökologische Plattform zurückschauen
können, so deprimierend ist es auch. Denn
warum gibt es uns noch? M üsste nicht inzwi-
schen die gesamte Partei eine einzige Ökologi-
sche Plattform und wir überflüssig geworden
sein?
I ch bin pessimistisch bezügl ich der weiteren Ent-
wicklung. Denn die stetig fortschreitende N ega-
tiventwicklung des Ökosystems Erde lässt die der
M enschheit bevorstehende und von Götz Brandt
in H eft N r. 63 eindringl ich dargestel lte Vielfach-
katastrophe nicht nur näher rücken, sondern der
bereits erreichte Zustand macht al le Abmilde-
rungsbemühungen zu einem Zeitproblem!
Wenn ich mich zurücklehne und die Augen
schl ieße, dann schimmert ein Bild auf, wie Öko-
logische Plattform und BAG Umwelt, Energie,
Verkehr, in leuchtendes Grün gewandet, als Don
Quichotte und Sancho Pansa gegen die zu lang-
sam mahlenden (Wind)Mühlen der Partei anreiten.
Das war' s?

Ökologische Plattform *24.6.1 994
Wolfgang Borchardt
Vor zwanzig J ahren arbeitete ich in einer Unter-
nehmensberatung, die sich auf Umwelttechnolo-
gien spezial isiert hatte. Dort wurde mir klar, dass
Unternehmen ökologische Veränderungen ihrer
Produkte und Fertigungstechnologien nur vor-
nehmen, wenn diese Profit versprechen oder
wenn es ordnungsrechtl ich erzwungen wird –
Ausnahmen gibt es natürl ich auch. Als wir die
Ökologische Plattform gründeten, war daher
mein Anl iegen, für Wirtschafts- und Umweltpol i-
tik in der PDS einen gemeinsamen Ansatz zu fin-
den. Doch fünf J ahre nach der Wende erschienen
die kapital istische Wirtschaftsweise unerschüt-
terl ich. Der Bruch mit stal inistischen Tendenzen
bedeutete für viele auch, gleich das gesamte ge-

sel lschaftstheoretische Wissen in Frage zu stel-
len. Linke grundsätzl iche Kritik des Kapital ismus
konzentrierte sich auf die Kommunistische Platt-
form. I n dieser Situation erwies sich als schwie-
rig, eine gemeinsame Sprache mit Wirtschafts-
pol itikern zu finden. Soziale Gerechtigkeit schien
nur dadurch herstel lbar, dass mehr geschaffen
werden muss, um es den Ärmeren zu geben. Und
wir forderten in unser Gründungserklärung für
Deutschland „den hohen Pro-Kopf-Verbrauch an
Rohstoffen (zweiter Rang in der Welt) und Ener-
gie deutl ich zu senken“. Es hat J ahre gedauert,
bis in den Dokumenten der PDS/LI N KEN die
Forderung nach Wirtschaftswachstum zurück
gedrängt wurde – wenngleich sie immer wieder
mal neu auftaucht.
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Ein zweiter Aspekt, der mir sehr am H erzen lag
und l iegt, ist die globale Sicht auf die Umweltpro-
bleme. Sie spielte von Anfang an eine Rol le: „Die
Ökologische Plattform bei der PDS wil l Fragen
und Zusammenhänge, die sich aus der existenti-
el len Bedrohung der M enschheit infolge der un-
gelösten Umweltprobleme ergeben, zum Aus-
gangspunkt ihrer theoretischen, programmati-
schen und pol itischen Arbeit machen.“ N icht nur
die Bekämpfung der al ltägl ichen „kleinen“ Um-
weltschweinereien haben wir uns als Aufgabe ge-
stel l t, sondern das Bohren des ganz dicken Bret-
tes: „Ende des 20. J ahrhunderts einen
demokratischen Sozial ismus anzustreben, kann
nur den Weg zu einer Gesel lschaft bedeuten, die
sich im Einklang mit der Umwelt entwickelt. Die-
ser Weg führt über tiefgreifende ökologisch ori-
entierte Veränderungen, die an heutigen markt-
wirtschaftl ichen Grenzen nicht halt machen
können.“ Wenn wir uns daran messen – was sind
da schon zwanzig J ahre?
I nzwischen geht es nicht mehr („nur“) darum,
ökologische Forderungen in den verschiedenen
Dokumenten DER LI N KEN zu verankern. Die öko-
logische Terminologie beherrschen die meisten
Pol itiker DER LI N KEN inzwischen, doch – wie
Wolfgang Wippler schreibt – führte sie (zu oft)
„nicht zur Ergriffenheit“. Und die Aufgaben sind
gewachsen. J etzt geht es um weit mehr, um prak-
tisches H andeln, welches aktuel le, konkrete pol i-
tische Schritte der Sicherung und Erweiterung
sozialer und demokratischer Errungenschaften
mit ökologischen Verbesserungen so verbindet,
dass damit auch Schritte für eine grundlegende
sozial-ökologische Veränderung der Gesel lschaft
vorbereitet werden. N ur daran lässt sich messen,
inwieweit DI E LI N KE sozial-ökologische Positio-
nen vertritt.
I n der Öffentl ichkeit wird DI E LI N KE als sozial en-
gagierte und kompetente Partei wahrgenommen.
Das ist gut, aber es ist unzureichend. Die perma-
nente Fixierung auf Wählerstimmen und der da-
mit verbundene Verzicht auf die Kommunikation
unbequemer Wahrheiten, z.B. der, dass wir im
Globalen N orden uns mit unserem materiel len
und Energieverbrauch einschränken müssten,
führen dazu, dass fast keine Antworten auf drän-
gende M enschheitsfragen gegeben werden. I st
es etwa M erkmal l inker Pol itik für soziale Ge-
rechtigkeit im eigenen Land, bestenfal ls in der

EU zu streiten? Oder gilt immer noch die Auffor-
derung des Kommunistischen M anifests: „Prole-
tarier al ler Länder, vereinigt Euch!“? Der interna-
tionale, globale Aspekt sozialer Spaltung der
Gesel lschaft gerät bei den meisten Dokumenten
DER LI N KEN aus dem Fokus. Das Gleiche gilt für
ökologische Themen. Die Wahlprogramme sind –
auch auf Grund unserer Aktivitäten – gut: Wäh-
rend zu Anfang Sozial- und Wirtschaftspol itik und
Ökologie getrennte Abschnitte mit zum Teil wi-
dersprüchl ichen Aussagen waren, bilden sie in
den letzten Programmen eine Einheit. Doch die
Erscheinung DER LI N KEN auf Wahlplakaten und
in Reden blendet außer sozialen al le anderen,
insbesondere ökologische Themen aus und die
dafür Verantwortl ichen rechtfertigen das auch
noch (siehe Brief an Katja Kipping und Bernd
Riexinger in Tarantel 62, S. 4f oder Europawahl
DER LINKEN – wer schreibt, der bleibt?
http://oekologische-plattform.de/?p=38797). I n
der Reihe Beiträge zur Umweltpol itik, deren H er-
ausgabe vor zehn J ahren beschlossen wurde, hat
Götz Brandt nach der Bundes-tagswahl 201 3 mit
der Broschüre 1 00%  ökologisch darauf geant-
wortet, doch die Reaktion war verhalten.
Die Beiträge zur Umweltpolitik entstanden in
Anlehnung und als Pendant zu den „Beiträgen zur
Wirtschaftspol itik“. J eweils zwei Ausgaben pro
J ahr behandeln grundsätzl iche umweltpol itische
Einzelthemen. Seit 2005 sind 1 9 H efte, zum Teil
bereits in zweiter oder überarbeiteter Auflage er-
schienen. Die Aufzählung der Titel würde den
Rahmen sprengen, statt dessen sei auf unsere
I nternetseite verwiesen: http://oekologische-
plattform.de/?page_id=1 24. Götz Brandt, der für
die Planung und H erausgabe verantwortl ich ist
und selbst mehrere Beiträge verfasst hat, ge-
bührt besonderer Dank.
Götz ist auch I nitiator und Organisator von Falt-
blättern der Ökologischen Plattform. Diese ha-
ben wir erstmals zur Bundestagswahl 2009 er-
stel l t, um unsere Positionen einer breiteren
Öffentl ichkeit bekannter zu machen. Sie wurden
201 3 überarbeitet und das Themenspektrum er-
weitert. I nzwischen sind es 41 , die der Sprecher-
rat auf Anfrage bundesweit verschickt.
N eben Tarantel , Beiträgen und Faltblättern ist der
Internetauftritt die vierte tragende Säule unse-
rer Öffentl ichkeitsarbeit. Seit seiner N eugestal-
tung Anfang 201 2, bei der vor al lem Übersicht-
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l ichkeit und Aktual ität verbessert werden sol lten
und 1 78 Beiträge übernommen wurden, kamen
520 neue Artikel hinzu. Damit reagieren wir auf
aktuel le Probleme und behandeln grundsätzl iche
Fragen. Auch Beiträge, die für die Tarantel zu
lang sind, werden auf http://oekologische-platt-
form.de vol lständig veröffentl icht. Vor al lem die
Seite „Welche Unternehmen bezahlen die EEG-
Umlage N I CH T?“ mit bis zu 490 Zugriffen pro Tag
zeigt, wie sehr wir damit das I nteresse unserer
Leser treffen. Bei der I nternetsuche nach „eeg-
umlage unternehmen“ rangiert sie seit Wochen
an erster Stel le. Der N ewsletter, der über al le
neuen I nternetbeiträge informiert, wird zur Zeit
von 523 Lesern abonniert, Tendenz steigend.
Ungeklärt ist die Frage, ob wir auf der I nter-
netseite die Kommentierung von Artikeln ermög-
l ichen sol lten, oder nicht. Dafür spricht, dass
eine lebendigere Diskussion entstehen könnte,
doch die ersten Versuche, bei denen Rückant-
worten nachträgl ich veröffentl icht wurden, waren

weniger Diskussion, als Statements ohne Bezug
aufeinander. Eine offene Kommentarmögl ichkeit,
bei der jedeR seine M einung sofort veröffentl i-
chen kann, kommt m.E. nicht in Frage, weil damit
Spam sowie beleidigenden und rechtswidrigen
I nhalten Tür und Tor geöffnet würde. Wenn aber
Kommentare zur Veröffentl ichung freigeschaltet
werden müssen. I st das ein erhebl icher Aufwand.
Was ist Eure Meinung dazu?
I nsgesamt haben wir nach zwanzig J ahren eine
gemischte Bilanz zu ziehen: I n DER LI N KEN wer-
den ökologische Probleme zunehmend wahrge-
nommen, von vielen akzeptiert und bei (gemes-
sen an der M itgl iederzahl ) wenigen führen sie zu
aktivem H andeln. Darüber hinaus wird uns immer
wieder von verschiedenen M enschen bestätigt,
dass wir, die Ökologische Plattform, DI E LI N KE
für sie akzeptabel machen. Solche Aussagen ge-
ben Kraft, weiter zu machen, zumal die ganze Ar-
beit ehrenamtl ich ist. N otwendig ist sie al lemal .

Für den sozial-ökologischen Umbau der Gesellschaft –
Entwurf einer Erklärung der Ökologischen Plattform
zu ihrem zwanzigjährigen Bestehen
I n der Gründungserklärung der Ökologischen
Plattform vor 20 J ahren wurde eingangs festge-
stel l t:
„Die Menschheit ist infolge eines gigantischen
ökologischen Anschlags der großen Industrie-
nationen auf unseren Planeten in ihrer Existenz
bedroht. . . .
Wir, die Gründungsmitglieder der Ökologischen
Plattform, wollen, dass unser Planet für unsere
und die kommenden Generationen wieder be-
wohnbarer und das Verhalten der Gesellschaft be-
reits heute auf dieses Ziel eingestellt wird. Die of-
fizielle Politik auf dem Gebiet des Umweltschutzes
läuft letztendlich auf eine Alibipolitik hinaus. Sie
kann die verhängnisvolle Entwicklung nicht stop-
pen. Wir sind jedoch entschlossen, gerade dies
von den politisch Verantwortlichen einzufordern. “
H eute, 20 J ahre später, müssen wir konstatieren,
dass die Bedrohung des Lebens auf unserem
Planeten nicht geringer sondern größer gewor-
den ist. Der Zug in die Katastrophe hat an Ge-
schwindigkeit noch zugelegt. Regierende und

Parteien in den I ndustrieländern haben sich als
bl ind, unfähig oder nicht wil lens erwiesen, die
brennenden gesel lschaftl ichen H erausforderun-
gen anzunehmen, eine Pol itik der radikalen Um-
kehr der verhängnisvol len Entwicklung einzulei-
ten und zu verfolgen. Für die I nteressen des
Profits haben sie frühe Zeichen der N atur und
Warnungen einsichtiger Wissenschaftler und Po-
l itiker ignoriert. Leider ist auch DI E LI N KE bisher
nicht imstande, das Grundmuster bürgerl icher,
auf den nächsten Wahlerfolg ausgerichteter Pol i-
tik zu verlassen und die Überlebensfragen der
M enschheit zum Schwerpunkt ihrer Pol itik zu
machen. Das Ende der menschl ichen Zivil isation
durch die Zerstörung der N atur ist dadurch in
Sichtweite gerückt. Untrügerische Zeugnisse da-
für gibt es leider zuhauf.
Die Erderwärmung gerät außer Kontrol le. Der
erste vom I PCC gesetzte Schwel lenwert von
2   Kelvin Erderwärmung der Erde, der zur Verhin-
derung katastrophaler Entwicklungen nicht über-
schritten werden sol lte, kann nicht mehr einge-
halten werden. Er wird wahrscheinl ich um ein
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M ehrfaches überschritten. Ursachen und Folgen
dieser Entwicklung sind hundertfach beschrieben.
Die Folgen potenzieren sich gegenseitig und ma-
chen eine Umkehr nahezu unmöglich. In sicherer
Kenntnis dieser auf die Menschheit zukommen-
den Katastrophe haben die großen Industrienatio-
nen im Interesse der Abschöpfung der letzten
M aximalprofite längst das große Hauen und Ste-
chen rund um den Erdbal l um die schwindenden
Bodenschätze, das schrumpfende fruchtbare
Land und das versiegende Wasser begonnen.
Die Ernährung der M enschheit wird langfristig
kaum noch zu sichern sein. Wenn heute von den
die Erde bevölkernden 7 M rd. M enschen annä-
hernd eine M il l iarde hungert, dann ist das auf die
neokolonial istische Ausbeutung des Südens, den
Raub des Bodens von kleinen und mittleren Bau-
ern weltweit sowie auf die kapital istische Wirt-
schaft und Verteilung zurückzuführen. Groß-
flächiges Bewirtschaften mit wenigen Pflanzenar-
ten für die Ernährung, das damit einhergehende
rapide Artensterben macht die Ernährungsbasis
immer enger. Bereits heute vol lzieht sich ein Pro-
zess zunehmender Degradation der Böden durch
Erosion, Entwaldung, Überweidung, Versalzung
und Kontamination. I hre damit verbundene ab-
nehmende Ertragsfähigkeit führt im Verbund mit
der zunehmenden Geschwindigkeit des Wachs-
tums der Erdbevölkerung in die Katastrophe.
Die für al le, die sehen wol len, offensichtl iche Be-
drohung der menschl ichen Existenz geht auf die
M enschen selbst zurück. Vor den Augen der heu-
te Lebenden hat sich diese Bedrohung von zu-
nächst schwach bis heute nahezu unbeherrsch-
bar ausgewachsen. Klar sehende Wissenschaft-
ler und Pol itiker erkennen in der gegenwärtigen
Situation für M ensch und N atur einen „beispiel-
losen N otfal l . . . Wenn wir eine globale Katastro-
phe verhindern wol len, müssen wir irgendetwas
Radikales tun – und ich meine wirkl ich tun. Aber
ich glaube nicht, dass wir das machen werden.
I ch glaube, wir sind nicht mehr zu retten“
schreibt Stephen Emmott. 1

N och zu retten oder nicht? Das ist die Frage, die
uns in der Ökologischen Plattform, aber wie wir
wissen, nicht nur uns bewegt. N icht erst seit
heute. Wir sehen die Lage ebenso bedrohl ich wie
im Zitat geschildert. Aber wir wehren uns noch
gegen unsere Zweifel am Erfolg einer Abwehr
des drohenden Untergangs.

Wir wol len und dürfen es nicht akzeptieren! Wir
können und dürfen nicht tatenlos zusehen!
Was aber ist zu tun, wenn sich die Dinge trotz
vorl iegenden Wissens und ernster Warnungen in
den letzten J ahrzehnten immer weiter ver-
schlechtern? Wir wissen es nicht. Aber wie auch
immer: Die Völker müssen wachgerüttelt werden.
Sie dürfen die Parteigänger des großen Kapitals
nicht mehr dulden, sie nicht mehr wählen. Par-
teien, die nicht umgehend und kompromisslos
den Rettungsweg gehen wol len, dürfen keine
Chance, keinerlei Einfluss auf die Pol itik mehr
haben. Wir wissen, dass das in den großen I n-
dustriestaaten leider nicht so ist. Da aber die de-
mokratische Ordnung in den Staaten Parteien-
strukturiert ist, müssen sich die Parteien auf ihre
Aufgabe besinnen. Die Parteimitgl ieder und die
Völker müssen sie durch ihre demokratische
Entscheidung auf den richtigen Weg drängen.
Die Ökologische Plattform, als Zusammenschluss
im Rahmen der Linkspartei, sieht ihre Aufgaben
auch künftig vor al lem in dieser Partei.
I n programmatischen Dokumenten der Partei
wird den brennenden Anforderungen für eine
ökologisch zukunftsfähige Entwicklung in al lge-
meiner Form Rechnung getragen. I m Unterschied
zu den anderen Parteien betrifft das vor al lem
den Zusammenhang der ökologischen und der
Systemfrage und die Einforderung eines sozial-
ökologischen Umbaus der Wirtschaft und Gesel l -
schaft, d.h. der engen Verbindung der Sozialpol i-
tik mit der ökologischen Frage.
Eine richtige al lgemeine Erkenntnis in al len aktu-
el len pol itischen Fragen zu beachten und anzu-
wenden, erweist sich jedoch oft als schwierig.
Am ehesten gel ingt das noch den Ökologen unter
den Parlamentariern DER LI N KEN . Aber ange-
sichts des Ernstes der Lage reicht das nicht mehr
aus. M anche, leider auch l inke Pol itiker meinen,
eine Transformation der uns noch beherrschen-
den kapital istischen Gesel lschaft beginnt mit
Anpassung an die Grundsätze und Pol itik der
Parteien des Kapitals. Richtig wäre al lerdings,
sich von dem Periode- und Koal itionsdenken frei
zu machen, mit einer langfristig angelegten, auch
in der Tagespol itik al ler Ressorts dokumentierten
und propagierten Rettungspol itik ein Beispiel für
al le zu geben. Dafür sind unbedingt Verbündete,
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vor al lem auch bei den außerparlamentarischen
Bewegungen zu gewinnen. Es bedarf des Zusam-
menschlusses al ler l inken und ökologischen Kräf-
te auf der Basis des Kampfes gegen ein Weiter
so, gegen Wirtschaftswachstum auf Kosten der

N atur und der Völker des Südens, gegen Rüs-
tungs- und Kriegspol itik.
Die Ökologische Plattform wird in diesem Sinne
künftig ihre Anstrengungen weiter verstärken.

Kein CO2-Endlager Altmark

Aus den Ländern

Als Bundesparteitagsdelegierter war ich auf un-
serem Europaparteitag in H amburg und besuchte
dort den I nfostand der Ökologischen Plattform
unserer Partei. I ch war von unseren M itstreitern
am I nfo-Stand, den Flyern und der Tarantel so
positiv überrascht, dass ich sofort einen M it-
gl iedsantrag für die Ökologische Plattform aus-
fül l te.
Unsere Zusammenarbeit begann gleich einen Tag
später, als ich auf Bitte der anwesenden M itgl ie-
der der ÖPF und als M itgl ied der Bürgeriniative
„Kein CO2-Endlager Altmark“ am Rednerpult die
Kandidatur für Sabine Wils unterstützte. „Sie war
die einzige EU-Abgeordnete, die unsere BI zeit-
nah mit I nfos und Dokumenten zur geplanten
CO2-Verpressung auf EU-Ebene unterstützte.
Ohne Sabine wäre ein Protest unserer BI ´ s ans
EU-Parlament undenkbar gewesen.“ – so die Ein-
schätzung von unserem BI -M itgl ied Christfried
Lenz, die ich dort weitergab.
Während ich die I deen (Änderungsanträge) der
Aufforstung, der Strombörsenkontrol le, der For-
schungsoffensive für Speichertechnologien und
die Umlenkung der CCS-Gelder dorthin über den
OV Gardelegen und unseren Bundesparteivor-
stand in unser Europawahlprogramm hineinbrin-
gen konnte, musste ich die I dee der unterirdi-
schen H olzendlagerung auf unserem
Europaparteitag verteidigen. Aufgrund der gerin-
gen Bekanntheit fand dieser Änderungsantrag
keine M ehrheit.

Dass uns die Kl ima- und Energiepol itik bisher
eine H erzensangelegenheit war, zeigen auch die
bisherigen Alternativen zur CO2-Verpressung, die
wir eindrucksvol l und öffentl ichkeitswirksam de-
monstriert haben, um Bürger wach zu rütteln und
Pol itiker zur Vernunft zu bringen, denn letztend-
l ich geht es darum, ob unser Planet bewohnbar
bleibt.
M eine H eimat, die dünn besiedelte Altmark, ist
das zweitgrößte fast ausgebeutete Erdgasfeld
Europas und deshalb für CCS-Befürworter ein
erstklassiges CO2-Endlager, wo ca. 250 bis 500
M il l ionen Tonnen CO2-verpresst werden könnten.
Vor vier J ahren wurde heiml ich eine CO2-Ver-
pressungsanlage bei M axdorf (nahe Salzwedel)
gebaut. Unsere BI hat mit ihrem bisher geleiste-
ten Widerstand entscheidend dazu beigetragen,
dass die CO2-Verpressung bis heute verhindert
wurde. Erneute Gefahr droht nun wieder durch
die Grundsatzentscheidung des EU-Parlaments
vom J anuar 201 4.
Unsere BI hat bisher zwei Alternativen zur CO2-
Verpressung eindrucksvol l demonstriert. Erstens
haben wir ehrenamtl ich über 50.000 Bäume ge-
pflanzt, um eine für den M enschen ungefährl iche,
preiswertere und umweltfreundl iche M ethode
der CO2-Speicherung zu zeigen. Zweitens haben
einige M itgl ieder eine Bürgerenergiegenossen-
schaft gegründet, deren Anfangsprojekt, ein
Solarkraftwerk für 1 ,3 M il l ionen Euro, nun 750
H aushalte mit CO2-freien Strom versorgt.

Gilbert Siegler

Frank Roßband

Hamburger Energietisch (HET) gegründet
HET fordert konsequente Umsetzung des Volksentscheids – auch bei der Fernwärme

„Senat und Bürgerschaft unternehmen fristge-
recht al le notwendigen und zulässigen Schritte,
um die H amburger Strom-, Fernwärme- und Gas-
leitungsnetze 201 5 wieder vol lständig in die Öf-
fentl iche H and zu übernehmen. Verbindl iches

Ziel ist eine sozial gerechte, kl imaverträgl iche
und demokratisch kontrol l ierte Energieversor-
gung aus erneuerbaren Energien.“
(Text des am 22.9.1 3 erfolgreichen Volksent-
scheids)



Tarantel N r. 65H eft I I -201 4 21

Aus den Ländern

Fracking in der Erdölregion Kiel
Was ist wichtiger: bezahlbares Benzin oder bezahlbares Trinkwasser?

Was heute so abwegig scheint, könnte in weni-
gen J ahren zur Alternative mutieren. Zwischen
1 998 und 201 2 hat sich der Ölpreis verzehn-
facht  – Tendenz: weiter steigend. Einerseits
wächst der H unger der aufstrebenden Schwel-
lenländer China und I ndien nach dem Schwarzen
Gold unaufhörl ich, andererseits sind die am
leichtesten zugängl ichen Ölfelder längst ausge-
beutet; die Entdeckung neuer Quel len wird sel-
ten, ihre Erschl ießung unter kilometerdickem Eis
oder in der Tiefsee immer kostspiel iger und ris-
kanter. Seit zwei J ahren stagniert der Ölpreis –
dank Fracking in den USA. Glauben wir den Ver-
heißungen moderner Scharlatane, dann wäre die
Versorgung mit Kohlenwasserstoffen für die
nächsten hundert J ahre gesichert: M ittels gewal-
tiger Wassermengen, Sand und Chemikal ien wer-

den das in dichten Poren eingeschlossene, bis-
lang nicht förderbare Öl und Gas unter hohem
Druck aus dem Gestein gesprengt und der volks-
wirtschaftl ichen Verwendung zugeführt. Weil in
Schleswig-H olstein die reichsten Öl- und in N ie-
dersachsen die ergiebigsten Gasfelder Deutsch-
lands l iegen, sind beide Bundesländer durch
Fracking besonders gefährdet.
Kiel l iegt inmitten des ölhaltigen Ostholstein-
trogs, der sich halbmondförmig von Elmshorn bis
Angeln erstreckt. I nnerhalb des Ostholsteintrogs,
durch eine mehr als tausend M eter dicke Schicht
im Gestein getrennt, befindet sich über dem Erd-
öl unser Trinkwasser.
Vor al lem eingedenk zahlreicher H avarien in den
USA, aber auch in N iedersachsen, wo schon seit
J ahrzehnten gefrackt wird, behauptet heute nie-

Hansjürgen Schulze

Die Umsetzung der Volksentscheids über die
Energienetze ist im Bereich der Fernwärme stark
gefährdet. Der Senat hat mit Vattenfal l ledigl ich
die M ögl ichkeit eines Kaufs des Fernwärmenet-
zes („Kaufoption“) vereinbart und das erst für
201 9. Zudem hat er in Äußerungen der Senatorin
Blankau („201 9 entscheiden wir, ob wir kaufen
oder nicht“) und in einer Antwort auf eine kleine
Anfrage in der Bürgerschaft deutl ich gemacht,
dass er den Wil len der BürgerI nnen nicht unbe-
dingt respektieren wil l .
N icht zuletzt aus diesem Grund hat sich aus Un-
terstützerInnen des Volksentscheids der Hambur-
ger Energietisch (HET) gegründet. Er setzt sich für
eine konsequente Umsetzung des Volksentscheids
ein. Dazu gehört die vollständige Übernahme der
Strom-, Gas- und Fernwärmenetze in die Öffentl i-
che Hand (Satz 1 des Volksentscheids). Der HET
fordert zudem eine wirkliche Energiewende, also
einen raschen Umbau der Energieversorgung mit
dem Ziel einer „sozial gerechten, kl imaverträgli-
chen und demokratisch kontrol l ierten Energiever-
sorgung aus erneuerbaren Energien“ (2. Satz des
Volksentscheids).
Wir sehen mit großer Sorge, dass der Senat die
Entscheidung über die Umsetzung des – recht-
l ich verbindl ichen! – Volksentscheids für das
Fernwärmenetz auf 201 9 vertagt hat. Wil l er fünf

J ahre warten, um den Volksentscheid für die
Fernwärme 201 9 geräuschlos beerdigen zu kön-
nen? Das wäre ein eklatanter Rechtsbruch.
Der H ET fordert vom Senat eine verbindl iche
Festlegung auf die Übernahme des Fernwärme-
netzes! Die Verschiebung auf 201 9 entspricht
schon nicht dem Volksentscheid, ein „viel leicht
201 9“ werden die H amburgerinnen und H am-
burger nicht hinnehmen. Die regierende SPD,
aber auch al le anderen Parteien werden sich vor
der Bürgerschaftswahl im Februar 201 5 fragen
lassen müssen, ob sie sich an die Regeln der De-
mokratie und damit an die Entscheidung des
Volkes halten werden.
Christoph Schreiber und Gilbert Siegler, Sprecher
des H amburger Energietischs dazu: „Die M ehr-
heit der H amburgerI nnen erwartet von Senat
eine strikte Einhaltung des Volksentscheids!
N ach Abschluss von Verträgen mit Vattenfal l , die
dem nicht gerecht werden, fordern wir, dass der
Senat ein Gesetz auf den Weg bringt, das ihn
verpfl ichtet, das Fernwärmenetz 201 9 von Vat-
tenfal l zu kaufen. Von der SPD erwarten wir eine
verbindl iche Erklärung, dass sie als Regierungs-
partei auch im nächsten oder übernächsten Se-
nat nicht eine Änderung dieses Gesetzes an-
strebt.“
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mand mehr ernsthaft, Fracking sei ungefährl ich.
Doch die Konzerne und ihre pol itischen I nteres-
senvertreter behaupten, bei achtsamem Umgang
sei Fracking „beherrschbar“*) . Es gleicht einem
makabren Treppenwitz, dass ausgerechnet ein
GRÜN ER Umweltminister, dazu noch rechtswid-
rig, zwischen Frühjahr 201 3 und J anuar 201 4 die
Aufsuchungserlaubnis für das Feld Gettorf (es er-
streckt sich in 25 km Breite von der Eckernförder
Bucht bis nahe N eumünster und erfasst das ge-
samte Kieler Stadtgebiet) und die Bewil l igungen
für die Felder Plön-Ost, Preetz, Prasdorf, Warnau
und Schwedeneck erteilte! Laut Bergrecht ist
dies noch keine Fördergenehmigung – diese
setzt ein anschl ießendes Betriebsplanverfahren
voraus, in dem die Details offenzulegen sind. Die
Aufsuchungserlaubnis enthält das Recht, inner-
halb des abgesteckten Gebiets mittels moderner
M ethoden der Fernerkundung, ohne zu bohren,
Erdöl zu suchen, während sich die Bewil l igung
auf deutl ich kleinere Felder reduziert, in denen
die Lagerstätten bereits bekannt sind. Al lerdings
setzt eine bereits erteilte Erlaubnis bzw. Bewil l i-
gung eine Dynamik in Gang, welche eine Ableh-
nung im späteren Betriebsplanverfahren nahezu
ausschl ießt. Weil M inister H abeck entgegen ei-
nem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom
1 5.1 0.1 998 die betroffenen Kommunen zuvor
nicht informiert und ihnen keine Gelegenheit zur
Stel lungnahme gegeben hatte, ist die Konzessi-
onserteilung an RWE-dea und PRD Energy unse-
res Erachtens rechtswidrig erfolgt.
Risikofaktor Wasserverbrauch
M oderne Fördertechnologien ermögl ichen es,
nach Erreichen der vorgesehenen Tiefe horizon-
tal in al le Richtungen weiter zu bohren. Dadurch
sind nur noch vier bis fünf Bohrungen je Qua-
dratkilometer erforderl ich mit einem Wasserver-
brauch bis zu 1 3 M il l ionen Litern pro Bohrloch.
Der Wassertransport erfolgt durch Tausende
LKW-Schwerlastfuhren, was einen zusätzl ichen
Flächenverbrauch durch Straßen, Schäden an
der I nfrastruktur (u.a. Straßenbelag, Rissbildun-
gen an Brücken und H auswänden durch die Er-
schütterungen) sowie starke Lärmbelästigungen
bewirkt. Die Kosten dieser Schäden tragen meis-
tens die Kommunen. Der enorme Wasserver-
brauch hat in Texas bereits ganze Landstriche
austrocknen lassen.

Risikofaktor Giftstoffe
Viele der eingesetzten chemischen Substanzen
sind hoch toxisch und haben bereits zu Unfrucht-
barkeit, Krebs und Missbildungen geführt. Benzol,
Methan, Chloroform, Butan, Propan, Toluol und
Xylol in der Atemluft, große Konzentrationen an
Sulfaten, Chrom und Strontium im Brunnenwas-
ser – dies ist ein reales Messergebnis auf einer
Farm in North Dakota. Im Gehirn des Farmers
wurden neurotoxische Substanzen entdeckt, in
seinem Blut Spuren mehrerer Schwermetal le („Le
Monde diplomatique“, 1 3.9.201 3). Um in dieser
Weise wirksam zu werden, muss die Frackflüssig-
keit zuvor an die Oberfläche oder ins Grundwas-
ser gelangt sein – durch Rissbildungen im Gestein
oder undichte Rohrleitungen. Die Wahrscheinl ich-
keit von Rissbildungen ist im Großraum Kiel durch
die Besonderheiten der Gesteinsstruktur über-
durchschnittl ich hoch. Wie marode Rohrleitungen
binnen zwei Jahrzehnten werden können, zeigt
sich deutl ich in der Schachtanlage „Asse“. Me-
than ist, bezogen auf den Klimawandel, zwanzig-
mal so schädl ich wie CO2. Feuer aus dem Wasser-
hahn durch austretendes Methan, ein häufiges
Ereignis im Marcel lus-Feld am Oberlauf von Strö-
men, die durch dicht besiedeltes US-Gebiet in
den Atlantik fl ießen, hat sich auch ins Bewusst-
sein vieler entsetzter Europäer gebrannt. – Um-
weltminister Dr. Habeck wil l „toxisches Fracking“
verbieten. Selbst wenn nicht-toxisches „Green
Fracking“ eines mehr oder minder fernen Tages
machbar wäre, wäre die Frackflüssigkeit durch
ihren Kontakt mit den Salzstöcken, innerhalb de-
rer das Schwarze Gold in Schleswig-Holstein la-
gert, auf Dauer kontaminiert, Landwirtschaft in
herkömmlicher Qual ität nicht mehr möglich.
Risikofaktor Flowback
Der größte Teil der eingesetzten Frackflüssigkeit
gelangt wieder an die Oberfläche, zusätzl ich an-
gereichert durch natürl iche Substanzen des Er-
dinneren wie z.B. Radon und weitere Radonnu-
kleide, Salze, Quecksilber und weitere
Schwermetal le sowie Substanzen wie Benzol
mitsamt Reaktionsprodukten aus den chemi-
schen Zusätzen. Kommunale Kläranlagen sind
damit bei weitem überfordert. Speziel le I ndus-
triekläranlagen können zwar einen Teil der gifti-
gen Substanzen herausfi l tern, doch das löst das
Entsorgungsproblem nicht wirkl ich. Zudem kos-

*) N ach Ansicht der Atomkonzerne ist die Atomkraft auch beherrschbar.
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tet ihr Einsatz viel Geld, sodass der Flowback ge-
wöhnl ich mittels Tausender LKW-Ladungen ab-
transportiert und an scheinbar geeigneten Stel-
len in den Boden verpresst wird. Doch Wasser
sucht sich auch hier über kurz oder lang seinen
Weg, daher gerät die Flowback-Entsorgung zur ti-
ckenden Zeitbombe.
Risikofaktor Erdbeben
Am 20.Oktober 2004, 8:59 Uhr, geschah bei Ro-
tenburg auf halber Strecke zwischen H amburg
und Bremen, was Geologen in N orddeutschland,
fernab von Erdplattengrenzen, für unmögl ich ge-
halten hatten: ein mittleres Erdbeben der Stärke
4,5 auf der Richterskala. H ochhäuser schwank-
ten, Risse „verzierten“ Zimmerwände, M enschen
stürzten vol ler Panik ins Freie. I m Unterschied zu
Süddeutschland sind die Gebäude nicht auf Erd-
beben ausgelegt. Gefährdet waren plötzl ich auch
die geplanten unterirdischen Atomendlager Gor-
leben und Schacht Konrad; man könne von Glück
sagen, dass das Epizentrum relativ weit entfernt
von großen Städten lag. Zehn M onate später
bebte die Erde erneut – diesmal wurden „nur“
3,8 Einheiten ermittelt. Seitdem kommt die Regi-
on nicht mehr zur Ruhe, wenngleich die Erschüt-
terungen nicht mehr ganz so hoch ausfal len.
Ohne genauere Prüfung beeilte sich die dem
Bundeswirtschaftsminister M ül ler, einem SPD-
M ann aus dem Steinkohlesektor, unterstehende
Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh-
stoffe, zu erklären, uralte Schwächezonen im Ge-
stein seien in acht Kilometern Tiefe aufgerissen.
N euere Untersuchungen, namentl ich in England,
kamen jedoch zu dem Ergebnis, das Aufsprengen
des Gesteins unter hohem Druck, also Fracking,
sei als Ursache der Bedrohung keineswegs aus-
zuschl ießen. Speziel le Erdbebensensoren, wel-
che Klarheit geben können, sind im Unterschied
etwa zu den benachbarten N iederlanden nicht
vorgesehen. Das Ereignis des 20.1 0.2004 kann
sich jederzeit wiederholen, zumal vorgesehen ist,
Fracking auf weitere Gebiete auszudehnen und
zu intensivieren.
Risikofaktor Haftung bei auftretenden
Schäden
Wer haftet für auftretende Schäden? Dem Bun-
desberggesetz zufolge haftet in erster Linie das
fördernde Unternehmen. Die PRD Energy GmbH ,
Tochter eines kanadischen Konzerns mit Sitz in

Berl in, verfügt aber nur über ein Eigenkapital in
H öhe der gesetzl ich vorgeschriebenen 25.000
Euro. I n den meisten Fäl len sind private Grundei-
gentümer von Bergschäden betroffen, doch
N achweise über die Schadensursache (etwa
durch Gutachten) sind so teuer, dass der Scha-
densverursacher nur selten zur H aftung heran-
gezogen wird, zumal al le Rechtsschutzversiche-
rungen derartige Fäl le ausklammern. (Daraus re-
sultiert die Forderung nach Beweislastumkehr,
die bislang noch nicht durchgesetzt ist. ) Sol lte es
dennoch gel ingen, einen aufgetretenen Schaden
dem fördernden Unternehmen rechtskräftig zu-
zuordnen, ist die Gefahr groß, dass es Konkurs
anmeldet und der Grundeigentümer für den ihm
entstandenen Schaden selbst aufkommen muss.
Bei al len größeren Schäden haftet letztl ich die
Gemeinde, deren Gebiet betroffen ist: Profite
werden privatisiert, Verluste sozial isiert.
Ausblick: Für eine postfossile Zukunft!
Es reicht uns nicht, durch gesetzl iche M aßnah-
men die Risiken ledigl ich zu verringern, z.B.
Fracking in Trinkwasserschutzgebieten auszu-
schl ießen, die Öffentl ichkeit einzubeziehen, Um-
weltverträgl ichkeitsprüfungen vorzuschreiben
oder Green Fracking zu akzeptieren (so wichtig
die Durchsetzung einzelner Punkte auch inner-
halb des Gesamtprozesses ist) : Wir fordern „Ein
sofortiges ausnahmsloses Verbot sämtl icher
Formen von Fracking bei der Erforschung, Aufsu-
chung und Gewinnung fossiler Energieträger.
Dies ist unabhängig davon, ob die Rissbildung
mit oder ohne den Einsatz giftiger Chemikal ien,
hydraul isch oder andersartig erzeugt wird“ (Kor-
bacher Resolution, Punkt 1 ) .
I mmer mehr ExpertI nnen sprechen von einem
kurzfristigen, nur wenige J ahre andauernden
Fracking-Boom in den USA. Schon jetzt sind die
I nvestitionsvolumina dramatisch gesunken. Auch
die Peak-Oil-Studie des Zentrums für Transfor-
mation der Bundeswehr vom August 201 0
schätzt die Wirkung des Frackings in Bezug auf
das Schwinden des Schwarzen Golds eher gering
ein. Es komme darauf an, sich auf die Zeit nach
dem Erdöl einzustel len: „Der Faktor Zeit kann für
den Erfolg der Transformation zu postfossilen
Gesel lschaften … entscheidend sein. Um diesbe-
zügl iche demokratische Entscheidungsprozesse
zu beschleunigen, müssen die Gefahren einer
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erodierenden Ressourcenbasis im gesel lschaftl i-
chen Bewusstsein verankert werden. N ur so
kann das notwendige Problembewusstsein für
anstehende Weichenstel lungen entstehen.“

Aktionsgemeinschaft „Stoppt Fracking im Groß-
raum Kiel – für eine postfossile Zukunft!“.
Wir treffen uns an jedem vierten Donnerstag im
M onat, 1 9 Uhr, in der „Pumpe“, Kiel , H aßstr. 22

Die Ökologische Plattform ist organisiert als Ar-
beitsgemeinschaft von M enschen, die sich be-
sonders mit den Themen Umwelt, Verkehr und
Energie beschäftigen. I m M ittelpunkt unserer Ar-
beit steht der nachhaltige Umgang mit den natür-
l ichen Ressourcen weltweit. Als Landesarbeits-
gemeinschaft führen wir regelmäßige Treffen und
pol itische Bildungsmaßnahmen durch und beteil i-
gen uns intensiv an programmatischen Diskus-
sionen im Landesverband der LI N KEN .
Die ökologische Plattform sieht sich als Garant
dafür, dass DI E LI N KE ein sozial-ökologisches
Profil entwickelt und zu al len fachl ichen Debat-
ten in den Bereichen Energiewirtschaft, Energie-
und Stoffmanagement, M obil itätspol itik, Land-
schaftspflege und Raumplanung, Landwirtschaft,
Abfal lwirtschaft, Gewässerschutz, Arten- und
Tierschutz, Umweltschutz, Kl imapol itik und N a-
turnutzung pol itische Positionen entwickelt. Dazu
stoßen wir regelmäßig Debatten innerhalb der
Partei an und vernetzen DI E LI N KE mit außerpar-
lamentarischen Partnern aus I nitiativen und Ver-
bänden. Gerne stel len wir ReferentI nnen zu
sozial-ökologischen Themen.
Was wir wol len? DI E LI N KE sol l für al le umweltbe-
wussten M enschen attraktiv und wählbar sein
und den sozial-ökologischen Umbau der Gesel l -
schaft ins Zentrum ihrer Pol itik rücken. Wir wol-
len eine Gesel lschaft fördern, in der es ein
selbstbestimmtes Leben für al le M enschen auf
der Erde gibt. Die Werte des Seins stehen über
denen des H abens. Eine nachhaltige Pol itik be-
deutet den künftigen Generationen mindestens
gleichwertige Lebensbedingungen zu hinterlas-
sen und al len M enschen weltweit einen gerech-
ten Zugang zu den natürl ichen Ressourcen zu er-
mögl ichen.
Wie wir arbeiten? J eder handelt an seinem Platz
verantwortl ich und bringt sich mit seinen Kennt-
nissen und Erfahrungen ein. Bei regelmäßigen
Treffen stimmen wir Positionen und Aktivitäten
ab. Wer sich mit einem Thema intensiv beschäf-

tigt hat, kann Diskussionen organisieren. Auch
Sympathisanten und Aktive aus Umwelt- und
Verkehrsverbänden sind bei uns herzl ich wil l -
kommen.
I m letzten J ahr haben wir uns intensiv mit Ver-
kehrspol itik befasst – das Positionspapier ist auf
der H omepage der Ökologischen Plattform ver-
öffentl icht. Die Diskussion wurde schon vor eini-
gen J ahren anhand der Broschüre “Verkehrter
Verkehr“; zusammen mit deren Verfasser Gan-
golf Stocker angestoßen. Gangolf war früher in
der ÖPF aktiv und war einer derjenigen, der den
Widerstand gegen Stuttgart 21 mitbegründet hat.
Stuttgart 21 und seine ökologischen Folgen ste-
hen natürl ich auch im Zentrum unserer Debatten
und Aktivitäten.
201 2 erarbeiteten wir Positionen zur Energie-
wende, zum Abschluss stand ein zweitägiges Se-
minar unter dem Titel „Energiewende mit Links“,
welches wir bei unterschiedl ichen Gelegenheiten
wie im Wahlkampf, bei ATTAC und den N atur-
freunden vorgetragen haben.
Einen weiteren Schwerpunkt bildete auch die
Wachstumsdebatte. Wir luden hier zu zwei relativ
gut besuchten Veranstaltungen (1 5 - 20 Gäste)
Sabine Leidig und M ichael Schlecht ein. Dieses
Thema werden wir weiter vertiefen (müssen). I m
Rahmen des nächsten Landtagswahlkampfes
werden wir das Thema ökologische Agrarpol itik
weiter verfolgen.
Wir treffen uns regelmäßig ein M al monatl ich im
Landesbüro der LI N KEN in Stuttgart.

LAG Ökologische Plattform Baden-Württemberg
Wolfgang Kämmerer

DDiiee RRiieesseennaauuffggaabbee,, ddiiee ddeerr SSoozziiaalliissmmuuss
sstteelllltt,, iisstt nniicchhtt vvoonn eeiinneemm PPrroolleettaarriiaatt zzuu
bbeewwäällttiiggeenn,, ddaass ggeeiissttiigg nniicchhtt eeiinnmmaall rreeiiff
ggeennuugg iisstt,, ssiicchh vvoonn kkaappiittaalliissttiisscchheenn
ZZeeiittuunnggeenn uunndd kkaappiittaalliissttiisscchheerr
WWaahhllmmaacchhee nniicchhtt bbeeeeiinnfflluusssseenn zzuu llaasssseenn..

OOttttoo BBaauueerr
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Für mich ist die Energiewende die Ablösung ato-
marer und fossiler Energieträger durch Energie-
systeme aus erneuerbaren Quel len.
Für die sichere Energieversorgung aus erneuer-
baren Quel len ist die Speicherung von Über-
schussstrom und Überschusswärme für Zeiten
erforderl ich, in denen kein Wind weht und keine
Sonne scheint. Dafür müssen bereits heute die
Grundlagen geschaffen werden. Das hat bisher in
der Debatte über die energiewirtschaftl iche N ot-
wendigkeit neuer Tagebaue keine Rol le gespielt.
Zweitens, das ging auch aus dem Vortrag vom
Gutachter Prof. Christian von H irschhausen her-
vor: Es gibt einen grundsätzl ichen Widerspruch
zwischen dem grundlastgeführten, mit hohen
Transportverlusten verbundenen System der
Braunkohleverstromung in Großkraftwerken und
dem bedarfsorientierten System der Energiever-
sorgung aus erneuerbaren Quel len. Deshalb ist
ein Strukturwandel vom bestehenden System zu
untereinander vernetzten dezentralen Systemen
erforderl ich.
Dieser Strukturwandel wird im Planverfahren un-
terschlagen! Es ist bekannt, dass die Kapazität
des in Deutschland vorhandenen Gasnetzes den
gesamten Energiebedarf mehrerer Wochen de-
cken kann, in denen keine Kohle verfeuert wird,
kein Wind weht und keine Sonne scheint.
Zur Energiespeicherung sind Umwandlungsanla-
gen erforderl ich, wie sie VATTEN FALL gemeinsam
mit dem Besitzer von und Dienstleister für Wind-
parks – EN ERTRAG – im Raum Prenzlau betreibt.
Sofern diese Anlagen oberirdisch betrieben wer-
den, benötigen sie Fläche, die nicht nur die Flä-
chen für Windparks und Solarkraftwerke be-
schränkt. Für den gesamten Speicherbedarf des
Landes Brandenburg müssten so viel dieser An-
lagen instal l iert werden, dass damit ganze Land-
striche versiegelt werden.
Tagebaulöcher sind für Energieumwandlungs-
und Speicheranlagen nicht geeignet. Es besteht
aber ein großer Bedarf an unterirdischen Tunnel-
bauten, in denen solche Anlagen überwiegend
automatisch, also mit geringem Wartungsperso-
nal betrieben werden können. Dazu gehören

auch Druckluftspeicher und Langzeitwärmespei-
cher. I n letzteren kann beispielsweise Sommer-
wärme für den Winter gespeichert werden. I n
meinen Augen ist es kulturel ler Frevel und Frevel
an der N atur, wenn mit enormem Energieauf-
wand das Deckgebirge über Braunkohlenflözen
abgetragen wird und die nach dem Abbau der
Kohle entstandenen Löcher wieder zugeschüttet
werden, ohne damit die Bedingung zu verbinden,
Tiefbauten für den unterirdischen Betrieb von
Energiespeicher- und Umwandlungsanlagen zu
errichten. Energieumwandlungs- und Speicher-
anlagen sol lten deshalb, auch zur N utzung ihrer
Abwärme, unterirdisch betrieben werden. N ichts
l iegt näher, als in Verbindung mit dem Braunkoh-
lenbergbau Tiefbauten für diese Anlagen zu er-
richten!
Ein Braunkohlenplanentwurf im Zeitalter der
Energiewende, der den Bau von Energiespeicher-
und Umwandlungsanlagen vernachlässigt, ist für
mich nicht genehmigungsfähig.
Dazu noch folgende Anmerkung:
Seitens der Betreiber und der Lobby privatkapi-
tal istisch betriebener Großkraftwerke wird dem-
agogisch behauptet, mit dem Wegfal l der Braun-
kohleverstromung gingen Existenz sichernde
Arbeitsplätze verloren. I n Wahrheit geht es aber
um die Erhaltung eines von der sozialen M arkt-
wirtschaft ausgenommenen Ausbeutungssys-
tems, von dem Staat und Gesel lschaft abhängig
gehalten werden sol len. Beispielsweise werden
die Kosten des Stromtransportes vom Branden-
burger Großerzeuger zu H essischen Großver-
brauchern der Al lgemeinheit auferlegt, obgleich
es ein H andelsgeschäft zwischen Unternehmen
ist.
Von der gesel lschaftl ichen Verpfl ichtung zu na-
turverträgl icher Energieerzeugung und -nutzung
beizutragen, wird ein parasitärer Teil der Gesel l -
schaft ausgenommen. Beweis dafür sind die
nicht enden wol lenden Bemühungen ihrer Lobby
in Parteien, Gewerkschaften und Regierungen,
den gesetzl ichen Vorrang Erneuerbarer Energien
zu beseitigen.

Tagebau Welzow Süd II -
Einwendungen zum Braunkohlenplanentwurf der Landesregierung
Dieter Brendahl
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Wer glaubt, dass es dieser Lobby um die Erhal-
tung von Arbeitsplätzen geht, sol lte sich von den
Bemühungen des schwedischen Energiekonzerns

Vattenfal l eines Besseren belehren lassen, der
versucht, sich mögl ichst verlustarm von seinen
deutschen Kohlekraftwerken zu trennen.

Ob M anager oder Pol itiker, es wirkt so, als ob sie
nur so weit denken, wie sie selbst in Verantwor-
tung stehen oder ein M andat haben. Das l iegt
auch daran, dass sich zu wenige Wähler für Zu-
kunftsprobleme interessieren, die von den Pol iti-
kern als Stimmvieh vernachlässigt werden kön-
nen. Pol itiker oder Parteien, die Zukunfts-
probleme und Problemlösungen artikul ieren, ver-
l ieren in der Regel Wählerstimmen. Die Zukunft
steckt nämlich vol ler ungelöster Probleme. I n der
Regel führt ihre Lösung zu einer Beeinträchti-
gung der Lebensgewohnheiten und des Lebens-
standards der heutigen Wähler und sie werden
deshalb ohne Bedenken späteren Generationen
aufgebürdet. Bei den M anagern ist das nicht an-
ders. Sie sind von den Shareholdern angewiesen,
kurzfristig M aximalprofite zu real isieren, ohne
Rücksicht auf mögl icherweise zukünftig sich ver-
schlechternde Produktionsbedingun- gen, die
weniger Profit zulassen. M anager denken oft nur
ein Quartal voraus oder bis zur nächsten Divi-
dendenausschüttung.
Diese Einstel lung der Pol itiker und M anager war
für den Bestand der M enschheit so lange nicht
gefährl ich, wie es keine Übernutzung der N atur
gab und kein Ende der Rohstoffe absehbar war.
Aber seit etwa 70 J ahren haben wir durch ein
verfünffachtes Produktionsvolumen eine immer
stärker anwachsende Übernutzung unseres Pla-
neten zu verzeichnen und ein Ende der bil l igen
Rohstoffe ist absehbar. Gegenwärtig leben wir
so, als ob uns 1 ,3 Planeten zur Verfügung stehen
würden und 2030 wird es, wenn wir so weiter
machen, so sein, dass wir die Ressourcen von 2
Planeten plündern. Das führt unweigerl ich zum
Zusammenbruch der Ökosysteme und damit zum
Ruin unserer Lebensbasis. Es geht also nicht
mehr nur um die „Bewahrung und Rettung der
N atur“, sondern es geht vielmehr um die „Ret-
tung der menschl ichen Zivil isation“. Oft wird
immer noch so getan, als ob der Zeitpunkt ein-
schneidender Verschlechterungen der Lebensbe-

dingungen in weiter Ferne l iegen würde. Auch die
LI N KE-Fraktion im Bundestag ist im „PLAN B“ der
Auffassung, dass wir 2050 immer noch akzepta-
ble ökologische Verhältnisse haben würden und
die Rohstoffkrise beherrschbar wäre. Das ist eine
totale Fehleinschätzung.
Seit über 40 J ahren ist nach dem 1 . Bericht des
Club of Rome zu den „Grenzen des Wachstums“
bekannt, dass wir so nicht weiter produzieren
und konsumieren können. Die weiteren Berichte
des Club of Rome und andere Veröffentl ichungen
zum Thema Wachstum haben das erhärtet. Kei-
ner kann also sagen, er hätte von nichts gewusst.
Kein regierender Pol itiker oder verantwortl icher
M anager ist aber bereit, den Wachstumskurs ab-
zubrechen. Die Profite und der Wohlstand wären
gefährdet. Die herrschende Klasse steuert also
bewusst auf den Untergang der M enschheit zu,
um den gegenwärtigen hohen Stand der Profite
und des Wohl lebens in den I ndustrienationen
mögl ichst lange aufrecht zu erhalten. Sofortige
M aximalprofite und sofortige gute Wahlergebnis-
se werden als wichtiger eingeschätzt als Zu-
kunftsvorsorge. Karrieren und Profitstreben ge-
fährden damit das Überleben der M enschheit.
N ach uns die Sintflut, ist die eigentl iche Losung
der Regierungen.
Wie sich die Lebensbedingungen auf der Erde in
einigen J ahrzehnten und einem J ahrhundert ent-
wickeln werden, hat am besten J ames Lovelock,
der Begründer des Gaia-M odel ls, prognostiziert
(Gaias Rache. Warum die Erde sich wehrt. 2007):
Er ist der M einung, dass die Erderwärmung be-
reits weit fortgeschritten ist. H aben wir erst ein-
mal einen bestimmten Schwel lenwert überschrit-
ten – die Kl imawissenschaftler geben dafür eine
Erderwärmung um 2  ° K an – dann wird die Erde
unwiderrufl ich in eine neue heiße Phase überge-
hen. Selbst wenn wir dann sofort beginnen wür-
den, die Schadstoffe aus der Luft industriel l zu
entfernen, würde es 1 .000 J ahre dauern, bis sich
die Erde vom bereits angerichteten Schaden er-

„Nicht während meiner Amtszeit“
Das NIMTOO – Prinzip (Not in my term of office)
Götz Brandt
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holen würde. Sobald die Erde rapide in ihren
neuen heißen Zustand überzugehen beginnt, wird
der Kl imawandel mit Sicherheit den wirtschaftl i-
chen und pol itischen Zusammenhalt in der Welt
zerschlagen. Bereits ab 2,7   ° K Temperaturerhö-
hung wird das Grönlandeis abschmelzen und den
M eeresspiegel um etwa 6   m erhöhen. Schmelzen
auch Teile der Antarktis, dann wird der M eeress-
piegel um insgesamt 1 4  m ansteigen. Fast al le
heutigen großen Bevölkerungszentren l iegen un-
terhalb dieses N iveaus. Ein Temperaturanstieg
um 4  ° K würde genügen, um den Regenwald am
Amazonas in Buschland zu verwandeln. N och in
diesem J ahrhundert kann die Temperatur um
5  ° C ansteigen, wenn die fossilen Energieträger
weiter wie bisher verbrannt werden. I n I ndien
sol len in den nächsten J ahren 455 neue Kohle-
kraftwerke ans N etz gehen, in China sind bis
2020 weitere 400 Kohlekraftwerke geplant. Der
Ausstoß der Kl imaschadgase nimmt also rapide
zu. I m nächsten J ahrhundert wird es zu einem
M assensterben von M enschen in den Tropen und
Subtropen kommen, weil in den Sommern die
Dürreperioden die Ernten vernichten. Wer noch
kann, wird nach N orden streben. Diese Völker-
wanderung ist durch Frontex nicht aufzuhalten.
Soweit die Prognose von Lovelock. Die zuletzt
vorgelegten Prognosen des Weltkl imarates stim-
men damit weitgehend überein. Es wurden H and-
lungsvorschläge für die Regierungen dringl ich
empfohlen. Pol itiker, die sich diesen Prognosen
verschl ießen und sie nicht wahrhaben oder zur

Kenntnis nehmen wol len, wird man in einigen
J ahrzehnten zu Verbrechern erklären oder zu be-
wussten Vernichtern der M enschheit.
Für die übergroße M ehrheit der LI N KEN -Pol itiker
steht nach wie vor die soziale Frage im M ittel-
punkt. Obwohl immer von einem sozial-ökologi-
schen Umbau der Wirtschaft und Gesel lschaft
als Ziel die Rede ist, spielt die ökologische Kom-
ponente des Umbaus in der Tagespol itik so gut
wie keine Rol le. M an könnte die LI N KE ja mit den
GRÜN EN verwechseln. Die sozial-ökologische
Umgestaltung sol l in einem gezähmten und
weich gespülten Kapital ismus stattfinden. Diese
pol itische Zielstel lung steht nicht im Einklang mit
den gegenwärtigen wissenschaftl ichen Erkennt-
nissen zur Zukunft der M enschheit. I m M ittel-
punkt müsste nämlich die Überlebensfrage der
M enschheit stehen. Diese kann nur gelöst wer-
den, wenn das kapital istische System der Profit-
wirtschaft sofort beendet und durch eine ba-
sisdemokratische, sozial gerechte und
sozial istische Wirtschaft und Gesel lschaft abge-
löst wird. Die antikapital istische Grundeinstel-
lung der LI N KEN muss einen neuen I nhalt be-
kommen: Der Kapital ismus ist überlebt und
gefährl ich, weil er das Fortbestehen der M ensch-
heit gefährdet. M arx' Erkenntnis, dass der Kapi-
tal ismus den M enschen und die N atur vernichtet,
kann sehr bald bittere Wahrheit werden, wenn
wir nicht grundsätzl ich gegen die kapital istische
Profitwirtschaft vorgehen.

„Entfaltung der Produktivkräfte“ heute:
Ökologie statt Raubbau! – und was das mit Marx zu tun hat...
Christfried Lenz
Thesen *)
Gemeinhin versteht man unter „Entfaltung der
Produktivkräfte“ das „mehr, schnel ler, besser“,
also die immer schnel lere Umwandlung von N a-
turstoff in immer mehr und bessere Gebrauchs-
gegenstände.
Dies Bestreben stel lt die innere Triebfeder der
bisherigen M enschheitsgeschichte dar. Entspre-
chend den technologischen Stufen, die durchlau-
fen wurden, bildeten sich die jeweils adäquaten
Gesel lschaftsformen.

Vom Feudalismus zur kapitalistischen
Gesellschaft
Besonders eingehend betrachten M arx und En-
gels den Übergang von der auf Landwirtschaft
und H andwerk basierenden feudalen zur kapita-
l istischen Gesel lschaft. Letztere wurde mögl ich
durch die Erfindung von Kraftmaschinen und die
hierauf aufbauende und sich in atemberauben-
dem Tempo entwickelnde moderne I ndustrie.
M it dem Kapital isten kommt auch ein M en-
schentyp nach oben, der charakterl ich eine
Affinität zum Wesen der neuen Produktivkräfte
hat, zu der ihnen eigenen brutalen Kraft-

*) Den vol lständigen Text finden Sie auf http://www.oekologische-
plattform.de/?p=42858
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entfaltung und dem dementsprechenden raub-
baumäßigen Einsatz.
Produktionsmittel im Sozialismus
Die Frage, welcher Art die Produktionsmittel in
einer sozial istischen Gesel lschaft sein werden,
wird – so weit ich sehen kann – von M arx und
Engels nicht systematisch aufgeworfen.
Sie denken nicht an eine Kritik der I ndustrial isie-
rung als solcher, sondern im Gegenteil , dass die
Arbeiterklasse diese erfolgreicher voranbringen
kann als die Kapital istenklasse.
Harmonie mit dem Planeten statt Raubbau
Sinn und Zweck von Technik und I ndustrie war
es, uns vor den widrigen Seiten der N atur zu
schützen und unsere materiel le Existenz mit
immer weniger Aufwand zu gewährleisten.
H eute müssen wir versuchen, uns vor den Aus-
wirkungen und N ebeneffekten unserer I ndustrie
und Technik zu schützen, die zu einer größeren
Bedrohung geworden sind, als es die N atur je-
mals war.
Das „mehr, schneller, besser“ entpuppt sich heute
als kontraproduktiv. Entfaltung der Produktivkräfte
bedeutet heute, uns von den Raubbau- methoden
zu verabschieden und unseren Stoffwechsel mit
der Natur so zu gestalten, dass er sich in den Ge-
samtorganismus des Planeten mit allen seinen
Gegebenheiten und Lebensformen harmonisch
einfügt.
Punktuelle Einsichten bei Marx
Ein Beispiel:
„I n der Entwicklung der Produktivkräfte tritt eine
Stufe ein, auf welcher Produktionskräfte und
Verkehrsmittel hervorgerufen werden, welche
unter den bestehenden Verhältnissen nur Unheil
anrichten, welche keine Produktionskräfte mehr
sind, sondern Destruktions- kräfte. . .“ (Deutsche
I deologie, M EW 3, S. 69).
Proletariat ist nicht das revolutionäre
Subjekt
I m M anifest wird sehr anschaul ich geschildert,
wie im Schoß der alten Gesel lschaft zwei Rand-
gruppen, „Pfahlbürger“ und verarmte Bauern,
heranwachsen, die erstere zur Bourgeoisie, letz-
tere zum Proletariat, immer bedeutender und be-
stimmender werden, bis sie die Schalen der alten
Gesel lschaft sprengen, um die neue, bürgerl iche
Gesel lschaft hervorzubringen, in der sie die bei-
den H auptklassen darstel len.

Dass auf dem Weg zur klassenlosen Gesel lschaft
eine der beiden H auptklassen der – nun alten –
bürgerl ichen Gesel lschaft der wesentl iche Akteur
sein sol l , leuchtet keineswegs ein. Dass die Ar-
beiterklasse das revolutionäre Subjekt sei, wurde
in der kommunistischen Bewegung zwar nie in
Abrede gestel lt, brachte jedoch schon immer
Fragen und Schwierigkeiten mit sich. Zu sehr
enttäuschte die reale Arbeiterklasse die in sie
gesetzten Erwartungen, von der „Klasse an sich“
zur „Klasse für sich“ zu werden, die ihre histori-
sche Sendung anpackt – eine Erwartung, die
letztl ich auch jene Staaten, die sich als Diktatur
der Arbeiterklasse verstanden, nicht einlösten.
Keime der „Assoziation freier Individuen“ im
Kapitalismus
Tatsächl ich bahnt sich der Übergang von der
kapital istischen zu der sie ablösenden Gesel l-
schaft auf eine dem Übergang vom Feudal ismus
zum Kapital ismus durchaus analoge Weise an:
Am Rand der „offiziel len“ Gesel lschaft treten I n-
dividuen und Gruppen in Erscheinung, die sich in
ihrem Denken und H andeln von den in der
kapital istischen Gesel lschaft und ihren Klassen
und Schichten herrschenden M ustern absetzen.
Sie experimentieren und finden M ögl ichkeiten, in
der vom Kapital geprägten Welt konstruktive Zei-
chen zu setzen und N ischen zu etabl ieren. So
z.B. die ökologische Landwirtschaft als praktisch
gewordene Kritik an der kurzfristigen Ertrags-
steigerung und langfristigen Boden- und N atur-
zerstörung durch die Agrarindustrie.
Al lesamt sind sie ausgeprägte I ndividuen, die
sich in keine Klasse einordnen lassen. M an
könnte sie daher „klassenlose Gesel len“ nennen,
die, wenn es ihnen vergönnt sein sol lte, weiter zu
wachsen, das kapital istische System sprengen
und sich als Keime der „ Assoziation freier I ndivi-
duen“, also der klassenlosen Gesel lschaft, er-
weisen könnten.
Der Klimawandel gebietet den Weg
Die H andhabung insbesondere von Photovoltaik
und Solarthermie ist derart einfach, dass das je-
der kann. Dadurch ist vorgezeichnet, dass ein
sehr großer Teil der Energieerzeugung von M il l io-
nen kleiner Akteure übernommen wird. Für die
wenigen Konzerne, die bisher den Energiemarkt
unter sich aufgeteilt haben, bedeutet dies das
Ende ihres Geschäftsmodel ls.
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Die Übernahme von Verantwortung für die Ener-
gieversorgung durch M il l ionen von M enschen
wird mit emanzipatorischen Prozessen verbun-
den sein. Die Demokratie wird sich verändern,
sich von einem bloßen Wahlrecht zu einem Ge-
staltungsrecht vertiefen, was mit entsprechender
Verantwortungsbereitschaft verbunden ist.

Für M arx beginnt die Existenzmögl ichkeit des I n-
dividuums erst in der klassenlosen Gesel lschaft.
Tatsächl ich kann diese aber nur entstehen, wenn
es schon I ndividuen gibt, die sich auf den Weg
dorthin machen – wofür M arx selber schl ießl ich
das beste Beispiel ist!

Die nächsten Wochen und M onate entscheiden
darüber, ob der Bau des ersten Kernkraftwerks
(AKW) des türkischen Staates in der Provinz M er-
sin offiziel l beginnen wird. Anfang April 201 4 hat
das Konsortium des Akkuyu AKW – angeführt
vom russischen Staatesunternehmen Rosatom –
die zweimal überarbeitete Umweltverträgl ich-
keitsprüfung (UVP) beim türkischen Umwelt- und
Stadtministerium eingereicht. Die Proteste und
Kampagnen dagegen laufen zur Zeit auf H och-
touren und es ist spannend, ob die zivi lgesel l -
schaftl ichen Organisationen dieses für M ensch
und N atur extrem gefährl iche Projekt stoppen
können.
Grundlagen zum Akkuyu AKW
Das Akkuyu AKW ist das erste der drei bisher ge-
planten AKWs in der Republ ik Türkei und befin-
det sich 1 40 km westl ich von der Großstadt M er-
sin am M ittelmeer. Zwar scheiterten seit den
1 970er J ahren mehrmals Versuche, eine Aus-
schreibung hierfür erfolgreich zu Ende zu führen.
Doch im J ahre 2005 wurde ein I nvestitionspro-
gramm beschlossen und die notwendige Geset-
zeslage Anfang 2007 geschaffen. Drei J ahre spä-
ter hat die türkische Regierung zusammen mit
der russischen Regierung ein Abkommen ge-
schlossen, wonach das russiche Unternehmen
Atomstroyexport – es ist ein Tochterunterneh-
men des staatl ichen Unternehmens Rosatom –
das Akkuyu AKW nach dem build-operate-trans-
fer M odel l errichten sol l . Sogleich gründete die
russische Firma im Dezember 201 0 die türkische
Aktiengesel lschaft „ Akkuyu N GS Elektrik Üretim
A.Ş.“, die für den Bau, den Betrieb, die Stil l le-
gung und den Abbau des AKW-Akkuyu zuständig
und verantwortl ich ist. Dass es jetzt mit dem Bau
so weit vorangeschritten wurde, hängt mit den
gesteigerten finanziel len M ögl ichkeiten des türki-
schen Staates zusammen.

Das Bauwerk sol lte ursprüngl ich 20 M rd. US-
Dol lar kosten, inzwischen wird von 25 M rd. Dol-
lar*) ausgegangen. Diese hohen Kosten kommen
unter anderem daher, dass die ganze grundle-
gende I nfrastruktur für AKWs mit aufgebaut und
besondere Sicherheitsvorkehrungen getroffen
werden müssen.
Diese Kosten werden al lein vom Unternehmen
Akkuyu N GS E. Ü. A.Ş. getragen, ebenso die zu
erwartenden satten Gewinne. N ach einem ho-
hen, über 1 5 J ahre zugesichertem Strom-Abnah-
mepreis (1 2,35   Cent/kWh) sol l das Akkuyu AKW
an die türkische Regierung übergeben werden.
Vier Reaktoren (des Typs WWER-1 200 – AES-
2006) mit je einer Leistung von 1 200 M W sol len
nach etwa 7  J ahren Bauzeit errichtet werden.
4800 M W würden einer jährl ichen Stromproduk-
tion von 35   M rd. kWh und damit etwa 5   % des
Staatsbedarfes entsprechen. Und das 49   J ahre
lang.
Risiken und Folgen des Akkuyu AKW
Wie eingangs beschrieben, gibt es viele gute
Gründe gegen AKWs. Die Anti-Atombewegung in
der BRD hat immerhin genau 1 00 Gründe zu-
sammengetragen, die hier nicht al le genannt
werden sol len, doch grundlegend al le für die
AKWs in der Türkei ebenso zutreffen. Statt des-
sen sol len die in der Türkei viel diskutierten Ge-
fahren aufgeführt werden.
Das von der türkischen Regierung im Fal le von
Wasserkraftwerken verwendete Argument der
Reduzierung der Energieabhängigkeit vom Aus-
land wird bei den AKWs außer Acht gelassen und
statt dessen auf die angebl iche Diversifizierung
der Energiequel len verwiesen. Die Türkei hat kei-
ne Uranvorkommen und die Abhängigkeit von
Russland, das auch einen Großteil des benötigten
Erdgases l iefert, wird erhöht.

Kommt der nukleare Tod auch in die Türkei?
Ercan Ayboga

*) Siehe Turkishpress, 21 . Februar 201 3
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Es ist al lseits bekannt, dass in vielen Gebieten
der Türkei große Erdbeben mit vielen M enschen-
opfern stattfinden. Gerade auch das AKW Ak-
kuyu l iegt in einem stark Erdbeben gefährdeten
Gebiet, denn nicht weit weg befindet sich eine
tektonische Verwerfung. Diese war in der Ver-
gangenheit Ursache für mehrere starke Beben.
Auch deshalb wird die Auslegung des AKW auf
ein Erdbeben mit einer Stärke von 6,5 auf der
Richterskala heftig kritisiert. Unglaubl ich und lä-
cherl ich klein ist die dabei ausgeschriebene Ka-
tastrophenzone von 5 km Umkreis. I m Fal le ei-
nes Super GAU wären die Provinzen M ersin,
Antalya und Adana mit ihren vielen M il l ionen
M enschen direkt betroffen; die Türkei und das
östl iche M ittelmeer im weiteren Sinne.
Die Kosten von 25 M rd. US-Dol lar sind enorm.
Das ohnehin abzulehnende Projekt wird damit
noch problematischer. M it dieser Summe könnte
ein Vielfaches an Strom mittels anderer Energie-
quel len erzeugt werden. Vor al lem könnte mit et-
was mehr als der H älfte dieses Geldes das veral-
tete Stromnetz und -sytem (jährl icher Verlust
beträgt zwischen 20 und 23 % des gesamten er-
zeugten Stromes) komplett erneuert und dabei
mehr Strom eingespart werden, als durch das
Akkuyu AKW produziert werden sol l . Wenn 1 5
J ahre vom Akkuyu AKW Strom abgekauft werden
muss, wird das die Entwicklung alternativer
Stromerzeugung behindern.
Genauso problematisch wie die Baukosten sind
die Kosten für den Rückbau des AKW nach sei-
nem 49 jährigen Betrieb, für die Rosatom nicht in
die Pfl icht genommen wurde. Das heißt der Staat
bzw. die Gesel lschaft kommt dafür auf. Wenn wir
bedenken, dass es sich um weitere M il l iarden
handelt, wird das Projekt noch stärker abzuleh-
nen. I m Fal le eines GAU können die Rückbaukos-
ten schnel l Dutzende und H underte M rd. Euro
kosten.
Der nukleare Abfal l würde wahrscheinl ich teil -
weise an Russland gel iefert, wo für die (End-)La-
gerung von Rosatom gesorgt werden sol l . Dieser
würde mittels Schiffen durch den Bosporus
transportiert, womit die 1 5 M il l ionen-Stadt I stan-
bul einer ernsthaften Gefahr bei einem Unfal l
ausgesetzt wäre.
I n I zmir wurde die unterirdische Lagerung (eine
dünne Schicht von Erde) von nuklearen Stoffen
(Europium 1 52 und EU 1 54) bekannt und das

ganz in der N ähe einer Siedlung. Diese Lagerung
wurde seit J ahren il legal vorgenommen. Das fiel
nur auf, weil die radioaktive Strahlung in der be-
troffenen Region das 1 40 Fache des N ormalen
betrug. Die Regierung hat bis heute nicht erklärt,
woher dies herkommt. Ein weiteres Beispiel , wie
der türkische Staat eigene Gesetze übergeht, ihm
das Recht eigentl ich nicht wichtig ist und er sich
nur unter gesel lschaftl ichem Druck scheinbar
daran hält. Der Fal l I zmir zeigt auch, dass die
Türkei total unfähig ist, nukleare Abfäl le selbst
vorübergehend zu entsorgen. Angesichts der
Tatsache, dass im türkisch-russischen Abkom-
men die Frage der nuklearen Abfäl le nicht ab-
schl ießend behandelt wurde, besteht die Gefahr,
dass viele Regionen radioaktiv verseucht werden
könnten.
Da die Anlage mit M eerwasser gekühlt werden
sol l , wird sich das M eerwasser in der Küstenre-
gion deutl ich erwärmen und dadurch Fauna und
Flora erhebl ich zerstören. Zum Beispiel wären die
zahlreichen Krähen- und Schildkrötenkolonien
bedroht.
Widerstand
Bereits mit dem Auftauchen der Pläne für ein
AKW im Westen von M ersin in den 1 970er gab es
Kritik, al lerdings in sehr kleinem Rahmen. Dies
wiederholte sich in den 1 990er J ahren in einem
etwas größeren Rahmen. Erst mit dem I nvestiti-
onsprogramm für AKWs im J ahre 2005 kam die
eigentl iche und heute andauernde Protestbewe-
gung ins Leben. N ach einigem H in und H er grün-
dete sich 2006 schl ießl ich die wichtigste Bewe-
gung gegen AKWs in der Republ ik Türkei: die
Anti-N uklear Platform (N KP – N ükleer Karşıtı
Platform). Während 2005 und 2006 die Anti-AKW
Bewegung auch in den bürgerl ichen M edien Wi-
derhal l fand, war bis 201 0 nicht mehr viel von ihr
zu hören. Erst mit dem türkisch-russischen
Staatsvertrag von 201 0 bekam sie wieder Auf-
trieb. Wie so viele soziale Bewegungen kann sie
Akzente setzen, wenn die Gefahr als real emp-
funden wird. Die N KP ist unter der folgenden
Web-Adresse zu erreichen:
http://portal .nukleerkarsitiplatform.org/
Die N KP ist türkeiweit organisiert und besteht
aus lokalen Plattformen. Sowohl Einzelpersonen
und Organisationen können M itgl ieder werden.
Somit ist sie offen für verschiedenes Engage-
ment. Die Berufsorganisationen sind stark invol-
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viert, vor al lem die Elektroingenieure. Diese Form
der gemeinsamen sozialen Bewegung ist für die
Republ ik Türkei ungewöhnl ich, da bei vielen an-
deren Themen, wie bei den staudammkritischen
bzw. Wasserbewegungen eine starke Konkurrenz
besteht.
Sowohl in M ersin als auch in Sinop ist die N KP
die treibende Kraft gegen die AKWs und können
mittels Demonstrationen manchmal viele Tau-
sende M enschen in ihren Provinzhauptstädten
erreichen. Sie leisten seit J ahren ununterbrochen
wahrnehmbare Aktivitäten. I n I zmir gibt es auch
eine aktive N KP Gruppe, welche besonders ge-
gen die Lagerung von nuklearen Abfäl len kämpft.
Ein Problem dieser Bewegung ist, dass die in ers-
ter Linie betroffenen M enschen – also die um
das AKW lebenden – kaum aktiv in der N KP orga-
nisiert sind und die Plattform von M enschen aus
den Provinzhauptstädten getragen wird. Es ist für
den Erfolg der Bewegung sehr wichtig, dass die-
se im Zentrum stehen, sonst können der Staat
und die Unternehmen dies ausnutzen. Al lerdings
muss im Fal le von AKWs festgehalten werden,
dass bei einem GAU die M enschen in den etwas

entfernteren oder nahel iegenden (nicht in unmit-
telbarer N ähe) Städten deutl ich mehr als bei ei-
nem Staudamm oder Bergwerk betroffen wären.
I nsofern können sie auch als Betroffene bezeich-
net werden. Wie immer tritt auch hier der Kon-
trast zwischen Land und Stadt in der Republ ik
Türkei – viele andere Staaten müssten ähnl ich
sein – auf. Die auf dem Land lebenden M enschen
sind von vieler I nfrastruktur und urbanen M ög-
l ichkeiten weit entfernt, leben oft in ärmlicheren
Verhältnissen, erhoffen sich hohe Entschädi-
gungszahlungen oder Arbeitsplätze und sind im
Durchschnitt weniger kritisch.
Das Gegengift ist klar und eindeutig. Die Aktivis-
tI nnen der Städte müssen so lange auf dem Land
mit den M enschen arbeiten, bis die M ehrheit
vom Kampf gegen ökologische und soziale Zer-
störung überzeugt ist.
Wenn der Bau tatsächl ich beginnen sol lte, hat die
Anti-Atombewegung das Potenzial , mit den Be-
wegungen gegen zerstörerische Staudämme und
Wasserkraftwerke zu den bedeutendsten in der
Republ ik zu gehören. Durch die von AKWs ausge-
hende riesige Gefahr kann ein wichtiger Teil der
Gesel lschaft auf die Straßen gebracht werden.
Falsche Vergleichende Diskussion
Ein wichtiges Problem, das viele M enschen in der
Türkei und N ordkurdistan haben, sind falsche
Vergleiche mit anderen – vor al lem westl ichen –
Staaten in Bezug auf die Kernkraft. Ein solcher
Vergleich besagt, dass sich die meisten Staaten
dieser Welt immer mehr von der Kernkraft ver-
abschieden und nur wenige Staaten wie die Re-
publ ik Türkei daran festhalten. Dies wird vor al-
lem mit dem Antrieb getan, die eigene
Gesel lschaft davon zu überzeugen, dass die
Kernkraft abgelehnt werden muss. Doch ent-
spricht das nicht der Wahrheit. Es ist zu bezwei-
feln, ob diejenigen, die das vertreten, das tat-
sächl ich wissen oder nicht.
Es gibt insgesamt zehn Staaten, welche die
Kernkraft trotz Baubeginn nicht in Angriff ge-
nommen haben, bereits ausgestiegen sind oder
es beschlossen haben. Darunter fäl l t auch die
BRD ab dem J ahr 201 1 . J edoch gibt es mindes-
tens 33 Staaten, die weiterhin AKWs betreiben,
sogar neue planen, und Staaten, welche die ers-
ten bauen bzw. AKW-Programme beschlossen
haben.Plakat der NKP Mersin vor den Kommunalwahlen,

die keine Stimmen für AKW-Parteien fordert
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Zwar nimmt die Zahl der AKWs seit über zehn
J ahren insgesamt nicht mehr zu, was auch an der
Werbung gegen AKWs seit den 1 980er J ahren
l iegt. Doch ist die Zahl der AKWs mit 430 und
445 weltweit relativ stabil . Eine kleine Re-
naissance der AKWs erfolgte mit der Diskussion
über die Kl imaveränderung ab 2007. M ehrere
Lobbyverbände und Staaten forderten mehr
AKWs, da sie angebl ich „erneuerbar“ wären. So
haben einige Staaten wieder beschlossen, AKWs
zu bauen. Auch die USA versuchten um das J ahr
2009, die sich in die Länge ziehenden Baumaß-
nahmen zu beschleunigen. I m gleichen J ahr kipp-
te die deutsche Bundesregierung den sogenann-
ten „ Atomausstieg“.
I n diesem „ Aufschwung“ der Kernkraft passierte
etwas Unvorhergesehenes: Die Katastrophe von
Fukushima im J ahr 201 1 mit dem zweiten großen
Super-GAU der M enschheitsgeschichte. Und das
im Technologie-Staat J apan, der als einer der si-
chersten betrachtet wurde. Dies beeinflusste ei-
nige Staaten, wieder mehr Abstand zur Kernkraft
zu halten; u.a. die BRD, in der seit über 30 J ahren
al lerdings eine starke Anti-Atombewegung aktiv
ist.
Doch das währte auch nicht lange. J etzt versu-
chen z.B. in der BRD die AKW-Betreiber und Lob-

byisten den bis 2022 geplanten deutschen
Atomausstieg zu kippen. So erreichten die Kon-
zerne, dass ihnen M il l iarden für den Ausstieg von
der Bundesregierung gezahlt werden. Dieser Be-
schluss des Verfassungsgerichtes spielt denjeni-
gen in die H ände, die gerne den Atomausstieg
um J ahrzehnte hinausschieben würden. Auch J a-
pan hat dieses J ahr angekündigt, viele der 201 1
sti l lgelegten AKWs wieder in Betrieb zu nehmen.
Sowohl türkische als auch kurdische Organisa-
tionen und Einzelpersonen verkennen diese Ent-
wicklungen und die laufenden internationalen
Diskussionen. Sie übernehmen nur den Teil der
Entwick- lungen und N achrichten, die in ihre
Kampagne passen. Auch wenn das begründet
werden könnte, sol lte eine Auseinandersetzung
mit der vol len Wahrheit geführt werden. Eine
umfangreiche Diskussion würde hingegen eine
tiefer gehende Auseinandersetzung mit sich
bringen, die langfristig von großem N utzen wäre.
Ziel für eine erfolgreiche Kampagne sol lte es
auch sein, weniger pol itische M enschen und
Kreise zu erreichen, die vom Staat beeinflussbar
sind. Denn das Problem angesichts der beste-
henden pol itischen Verhältnisse im türkischen
Staat wird M ensch und N atur noch J ahrzehnte
begleiten.

Karte mit Staaten, die sich von der Kernkraft entfernen, und Staaten, die daran festhalten und sogar
ausbauen wollen
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I m Koal itionsvertrag haben die Energiekonzerne
das Abwürgen der Energiewende und die Weiter-
führung der fossilen Stromerzeugung durchge-
setzt. Al le Ziele der Bundesregierung zur Redu-
zierung des Kohlendioxidausstoßes sind damit
M akulatur geworden. Wenn das Kapital die Ener-
giewende von oben blockiert, dann kann die Ant-
wort nur sein: Beschleunigung der Energie-
wende von unten.
Grundlagen für linke energiepolitische Ziele
und Maßnahmen:
1 . Seit 1 990 haben die Emissionen weltweit um

nahezu 50 % zugenommen.
Die Erderhitzung wird voraussichtl ich auf
Grund der ungebremst zunehmenden Kl ima-
gasemissionen unausweichl ich auf uns zu
kommen, mit 5 ° C Erderwärmung und kata-
strophalen Folgen in al len Erdteilen. I n 1 5 J ah-
ren schl ießt sich das Fenster für bezahlbare
wirkungsvol le M aßnahmen zum Klimaschutz.
Gibt es bis 2030 keine vol lständige Umstel-
lung auf erneuerbare Energieträger, dann
muss das Kohlendioxid aktiv aus der Erdatmo-
sphäre entfernt werden, um eine weitere Erd-
erhitzung zu unterbinden. Das würde dann bis
zu 1 2   % der globalen Wirtschafts leistung in
Anspruch nehmen und damit fast den gesam-
ten Profit der Wirtschaftsunternehmen auf-
fressen. Preisgünstiger wäre die sofortige
Umstel lung auf erneuerbare Energie. Energie-
pol itisches Ziel müsste daher auch aus wirt-
schaftl ichen Gründen die vol le Umstel lung auf
erneuerbare Energie bis 2030 sein. Das ist
schon nicht mehr real istisch. Für die Stromer-
zeugung hatte die SPD im Wahlkampf noch
einen Zuwachs auf 75 % Anteil EE gefordert,
im Koal itionsvertrag sind nur 55   % (bis 2035)
übrig gebl ieben. Diese Zielstel lung ist völ l ig
unzureichend. M it gutem Grund haben sich
über 50 Länder die deutsche Gesetzgebung
zum Vorbild genommen. Das EEG hat bisher
ein hohes Ausbautempo bei den erneuerbaren
Energien gewährleistet. Es muss beibehalten
und so verändert werden, dass das Ausbau-
tempo noch erhöht wird. Doch die Regierung
macht das Gegenteil , im nächsten J ahr gehen

mehr Kohlekraftwerkskapazitäten ans N etz als
erneuerbare Energieanlagen. Für uns sind
1 00  % erneuerbare Energien an der Ge-
samt-Primärenergiebereitstellung bis zum
Jahr 2050 ein nicht verhandelbares, zwin-
gendes ökologisches und wirtschaftliches
Ziel.

2. Die fossilen Energieträger sind endlich und
werden immer teurer.
Unser wichtigster Energieträger ist Erdöl ,
dessen weltweites Fördermaximum 201 0
überschritten wurde. Das Zeitalter des bil l igen
Erdöls ist zur H älfte durchschritten, doch der
Verbrauch steigt immer noch progressiv an.
Der Peak Gas wurde 201 1 überschritten.
Kohle sol l noch 1 00 J ahre reichen, das globa-
le Fördermaximum wird 2020 erreicht. Seit
der J ahrtausendwende ist der Kohleverbrauch
weltweit um 70 % angestiegen. Bei Uran wird
das Fördermaximum 2025 erwartet. Bei al len
fossilen und atomaren Energieträgern ist das
Ende der Förderung absehbar und dennoch
wird keine Vorsorge für kommende Genera-
tionen getroffen, die für bestimmte Produkte
auf fossile Energieträger angewiesen sind.
Eine schnel le Umstel lung auf erneuerbare
Energien ist für den Fortbestand der M ensch-
heit unabdingbar. Deutschland ist hochgradig
von I mporten abhängig (Uran 1 00 %, M ineralöl
97 %, Erdgas 86 %, Steinkohle 78 %). Die Kos-
ten für die Energieimporte wachsen bestän-
dig. Während Deutschland 2005 ca. 60  M rd.   €
für Energieimporte ausgegeben hat, waren es
201 2 bereits 93,5 M rd. €. Die kostengünstig
ausbeutbaren Vorkommen gehen zur N eige.
Auf Grund der hohen I mportabhängigkeit wird
Deutschland bei der Sicherung der Rohstoff-
versorgung in Konkurrenz zu anderen I ndus-
triestaaten treten und eine imperiale M acht-
pol itik verfolgen, die auch zu kriegerischen
Auseinandersetzungen führen wird. Im Inter-
esse zukünftiger Generationen, geringerer
Energiekosten und einer friedlichen Au-
ßenpolitik fordern wir die vollständige
Umstellung auf erneuerbare Energie.

Ökologische Plattform bei der LINKEN, Sprecherrat:
Energiepolitische Eckpunkte (Mai 201 4)
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3. Privathaushalte und Wirtschaft benötigen
sichere, ausreichende Stromversorgung.
Die Versorgung ist gegenwärtig sicher und
ausreichend, denn Deutschland hat Über-
kapazitäten und exportiert Strom ins Ausland.
Doch erneuerbare Energien haben einen
N achteil : ungleichmäßige räumliche Verteilung
und starke zeitl iche Schwankungen. Große
PV-Kraftwerke (z.B. N euhardenberg) produzie-
ren bei wechselnder Bewölkung leicht Strom-
schwankungen von mehreren M egawatt pro
1 0 M inuten. Das stel lt das Stromnetz zur Zeit
vor enorme Schwierigkeiten. Die Folge: Abre-
gelung der Spitzen, Vergeudung erzeugten EE-
Stroms und zusätzl iche Kosten für die Ver-
braucher. Es gibt zwei Lösungsmögl ichkeiten:
Ausbau des N etzes so, dass die Spitzenleis-
tung (ab-) transportiert werden kann, und Er-
weiterung der EE-Erzeugungsanlagen mit
Stromspeichern, die zumindest die Kurzzeit-
schwankungen ausgleichen. Beides ist nötig,
aber H ochleistungs-Stromtrassen dienen
(auch) den Stromkonzernen und dem Weiter-
betrieb atomarer und fossiler Kraftwerke. Ent-
sprechend stark sind der Widerstand in der
Bevölkerung und die Probleme der Real isie-
rung. Dagegen ist die erforderl iche Speicher-
technik z.B. in Form von Bleiakkus bereits
jetzt einsetzbar. (Die BEWAG hat in Berl in bis
1 994 einen Speicher mit 1 7 M W für 20-30
min betrieben.) Gepufferte EE-Anlagen er-
leichtern ihre I ntegration in die vorhandenen
N etze und mindern den Ausbaubedarf. Sie
sind mögl ichst kurzfristig einzusetzen, um die
Energiewende zu beschleunigen . Wir for-
dern, alle neu errichteten PV- und Wind-
kraftanlagen mit Pufferspeichern auszu-
rüsten. Dafür ist ein gut dotiertes Markt-
anreizprogramm aufzulegen; die Mittel
sind durch Kürzung der Subventionen und
Vergünstigungen des fossil-atomaren
Komplexes (ca. 1 6 Mrd. € p.a.) aufzubrin-
gen.

4. Privathaushalte und Wirtschaft benötigen
eine kostengünstige Versorgung mit Ener-
gie, doch es gibt keine Kostenwahrheit bei
den Energiepreisen.
Die Produktionskosten zur H erstel lung von
Strom und Wärme sol lten auf al le Verbraucher
gleichmäßig verteilt werden. Das ist gegen-

wärtig nicht der Fal l . Die stromintensive I n-
dustrie zahlt 5   ct/kWh, die I ndustriekunden
1 2,8 und die Privathaushalte 25,74  ct/kWh.
Die Bundesregierung wil l den Preisanstieg für
Energie durch Kappung des Ausbaus der er-
neuerbaren Energie mildern (EEG-Umlage).
Die anderen wichtigen Gründe für das Steigen
der Energiepreise bleiben unbeachtet. Die I n-
dustrierabatte bei der EEG-Umlage (201 3
4  M rd.   €) sind bei sehr vielen Betrieben nicht
gerechtfertigt (z.B. Lebensmittelherstel ler) .
Die Privathaushalte und Kleinunternehmen
müssen dadurch die EEG-Umlage der davon
befreiten I ndustrie mittragen, was
1 ,4  Cent/kWh ausmacht. Preissenkungen an
der Strombörse werden von den Energiekon-
zernen nicht an die H aushaltskunden weiter
gegeben. Ein weiterer Kostentreiber ist der
Ausbau der Offshore-Windkraftanlagen, den
die Bundesregierung nicht deckeln wil l . Die
Offshore-Anlagen bekommen eine doppelt so
hohe Vergütung wie die Onshore-Anlagen, sie
müssen den N etzanschluss nicht selber be-
zahlen, sie haften nicht bei Übertragungspro-
blemen beim N etzanschluss. Das erhöht die
EEG-Umlage. Für Geringverdiener sind Ba-
sisfrei-Progressiv-Tarife einzuführen, da-
mit die Energiewende sozial gestaltet wird
und ein Anreiz zum Energiesparen ent-
steht. Wir fordern die Streichung der un-
gerechtfertigten Industrierabatte, eine öf-
fentliche Strompreis-Aufsicht über das
Endkundengeschäft, Beschleunigung der
kostengünstigen Windkraft an Land und
Abbau der kostenträchtigen Überförde-
rung der Windkraft auf dem Meer, Vermei-
dung unnötiger Kosten für Nord-Süd-Hoch-
spannungsleitungen.

5. Die Wirtschaftskraft der deutschen Indus-
trie zur H erstel lung von Anlagen der erneuer-
baren Energie wird durch fast 400.000 Be-
schäftigte gesichert. Der Anlagenzubau an
Land betrug im J ahr 201 3 knapp 3.000 M W
(1 .1 50 Anlagen). I nsgesamt kann die Wind-
branche 34.000 M W zur Stromerzeugung
bereitstel len (8   % Anteil am Strommix). Die in-
stal l ierte Leistung bei Photovoltaikanlagen
beträgt etwa 35.000  M W. Durch den nicht
stetigen Wind- und Sonnenl ichtanfal l werden
aus PV und Windkraft aber nur 5.000 bis
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55.000 MW für das Stromnetz bereitge-
stel l t, etwa die H älfte der instal l ierten Leis-
tung. Eine Umstel lung auf Vol lversorgung mit
erneuerbarer Energie verlangt daher wesent-
l ich mehr Kapazität bei Wind- und Sonnen-
kraftanlagen (etwa 200.000  M W). N ach Anga-
ben des Bundesumweltamtes ist in Deutsch-
land ein technisch-ökologisches Potential von
275.000  M W vorhanden. Bis 2020 wäre also
ein Zubau auf 1 20.000 M W mögl ich. Die Fer-
tigungskapazitäten der Industrie reichen
aus, um bis 2050 auf 1 00  % erneuerbare
Energie umzusteigen.

6. Demokratie im Energiesektor. Bisher war
die durch das EEG eingeleitete Energiewende
zur H älfte eine Wende von unten, denn fast
die H älfte der Anlagen der Erneuerbaren Ener-
gie sind von einzelnen Bürgern oder den in-
zwischen 900 Energiegenossenschaften finan-
ziert worden. Die Bürger waren M otor und
M arktführer der Energiewende. 201 2 gab es
1 32 Regionen mit knapp 20 M io. Einwohnern,
die so viel erneuerbare Energie erzeugten, wie
sie verbrauchen. Rein rechnerisch ist die
Energiewende auf einem Viertel der Fläche
Deutschlands bereits vol lzogen. Ein großer
Teil der Stromversorgung erfolgt bereits de-
zentral . Von den mehr als 1 M io. Solarstro-
manlagen sind 98% dezentral ans
N iederspannungsnetz angeschlossen und
erzeugen den Solarstrom verbrauchernah. Die
PV-Kraftwerke der M egawattklasse erbringen
nur 1 5   % der Leistung al ler PV-Anlagen. Wir
wol len die Zustimmung der Bevölkerungs-
mehrheit zur Energiewende nutzen, um sie
weiter voran zu bringen. Die Bundesregierung
und Konzerne setzen mit großen Windparks
und hochleistungsfähigen Übertragungsnet-
zen auf zentrale Lösungen; diese lassen sich
besser kontrol l ieren. Doch immer mehr Bürger
wol len sich die stetig steigenden Energieprei-
se nicht mehr von den großen Stromerzeu-
gern und N etzbetreibern diktieren lassen,
sondern sich selbst mit Energie versorgen.
Die Lösung sind ezentrale PV-Anlagen mit
Stromspeichern. Sie können einen Beitrag
zur Demokratisierung der Stromversor-
gung leisten .

7. Die Förderung von Wirtschaft und For-
schung im Energiesektor umstellen . Ge-

genwärtig wenden die N ationen der Welt mehr
Geld für Subventionen der fossilen Brennstof-
fe auf als für I nvestitionen in die erneuerbare
Energie. Das ist auch in Deutschland so. 201 3
wurden insgesamt 51   M rd. € Steuergelder für
umweltschädl iche Zwecke verwendet. Würden
die gegenwärtigen Subventionen (etwa 40
M rd. €/a) für die fossil -atomare Energiewirt-
schaft dem Strompreis zugerechnet, dann
würde dieser 1 0 Cent/kWh höher l iegen. Die
EEG-Umlage beträgt derzeit 6,24 Cent/kWh.
Ohne die Subventionen für die fossil -atomare
Energieerzeugung wären die Erneuerbaren
Energieanlagen auch ohne EEG-Zuschläge
wettbewerbsfähig. Wir fordern, die Subven-
tionierung der fossilen Brennstoffe auf die
erneuerbaren Energien umzuleiten.

8. Bei der Wärmeerzeugung findet die Ener-
giewende so gut wie nicht statt.
54  % des deutschen Energieverbrauchs ent-
fal len auf die Bereitstel lung von Warmwasser,
H eizung und Prozesswärme der I ndustrie. Bei
Strom sind es nur 21   %. Der drittgrößte Verur-
sacher von Kl imagasemissionen sind die Pri-
vathaushalte mit der H eizung der Wohnräume.
Zwei Drittel der Gebäude haben keine Wär-
medämmung, nur jede fünfte H eizungsanlage
entspricht den energetischen Anforderungen.
75   % des Bestandes der 20,5   M io. Wärmeer-
zeuger sind technologisch veraltet. Die Um-
stel lung auf effizientere Anlagen stagniert. Die
bisherige Förderung bei der energetischen
Sanierung der Gebäude ist völ l ig unzurei-
chend. Selbst wenn die gegenwärtige Sanie-
rung des Gebäudebestandes verdoppelt wür-
de, könnte sie frühestens 2050 beendet
werden. Das ist viel zu spät. Die Regierung
verbleibt bei der bloßen Ankündigung ver-
stärkter Energieberatung, die aber wegen zu
geringer Förderung und hohem bürokrati-
schen Aufwand kaum Wirkung entfaltet. Ab-
schreibungsmögl ichkeiten nutzen nur M iet-
haien und einkommensschwache EFH -Besitzer
werden nicht gefördert. Wir fordern erhöhte
Anstrengungen zur Primärenergieeinspa-
rung im Gebäudebestand.

9. Es fehlen Suffizienzstrategien.
Unstrittig ist, dass es viele Reserven gibt, um
den Energieverbrauch zu senken. Die EU hat
sich das Ziel gesetzt, bis 2020 etwa 20 % des
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Energieverbrauchs durch Energieeffizienz ein-
zusparen. Doch Suffizienzstrategien fehlen
vol lständig; sie widersprechen dem Ziel kapi-
tal istischer Produktion nach immer größerem
Absatz der Produkte. Die Werbung unterläuft
al le Ansätze, auf energierelevante Güter oder
Dienstleistungen zu verzichten oder sich ein-
zuschränken. Suffizienz wird nur bei den Ar-
men erzwungen, die so geringe Einkommen
haben, dass sie beim Energieverbrauch spa-
ren müssen. Das betrifft etwa 20 M io. Rent-
ner und Arbeitslose. Es besteht also wenig
Aussicht, dass die kapital istische Wirtschaft
Suffizienzstrategien unterstützen wird. Wir
fordern, die Umsetzung der EU-Suffizienz-
strategie in Deutschland.

1 0. Sonne und Windstrom ergänzen sich und
müssen durch Energiespeicher liefersi-
cher gemacht werden. Diese Entwicklung
wird von der Bundesregierung im I nteressen
der Energiekonzerne durch die Pfl icht zur
Direktvermarktung und zu Ausschreibungen
ausgebremst. Bei der angestrebten Vol lversor-
gung mit Erneuerbarer Energie, die vor al lem
durch Solar- und Windstrom erreicht werden
kann, werden an sonnigen und windreichen
Tagen Überschussleistungen (bis zu 60 GW)
erzeugt, die nicht zeitgleich verbraucht wer-
den können. Das ist eine Größenordnung, die
fast der Spitzenlast entspricht. Die vorüber-
gehende bzw. saisonale Speicherung die-
ser überschüssigen Energie ist bei voll-
ständigem Umstieg auf erneuerbare
Energie unbedingt erforderlich . Bei großen
Speicherkapazitäten sind Pumpspeicherkraft-

werke gegenwärtig die effizienteste und kos-
tengünstigste Speicherlösung (7 Cent/kWh).
Andere Speichertechnologien sind gegenwär-
tig noch zu teuer: Elektrolyse von Wasser 30
Cent/kWh, M ethanisierung 70 Cent/kWh,
Druckluftspeicher 20 Cent/kWh. Die Kapazi-
tät der Pumpspeicheranlagen l iegt zur Zeit bei
6.700  MW. I m Bau bzw. in Planung befinden
sich Kapazitäten von 5.000  M W. Benötigt
werden aber mindestens 30.000  MW. Die-
se wirtschaftl iche Aufgabe im Rahmen der
Energiewende wird von der Regierung weder
als Problem gesehen noch einer Lösung zuge-
führt. Der Grund ist, dass garantiert werden
sol l , dass die fossilen Kraftwerke weiter wie
bisher in Vol l last laufen können und nicht ab-
geschaltet werden müssen. Wir fordern die
Förderung weitestgehend dezentraler
Energieversorgung von Dörfern und Klein-
städten sowie Konzeptionen zur Entwick-
lung und zum Ausbau von Speichertech-
nologien.
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Sklaven des Wachstums
Rezension von Götz Brandt
Reiner Kl ingholz ist Demografieexperte und leitet
das Berl in-I nstitut für Bevölkerung und Entwick-
lung. Erwartungsgemäß steht deshalb die Bevöl-
kerungsentwicklung im Zusammenhang mit dem
Wirtschaftswachstum im M ittelpunkt der Unter-
suchungen. Durch die zwangsläufige Senkung
der Ferti l ität (Fruchtbarkeit) im Gefolge der
Wohlstandsentwicklung sind wir Sklaven der Ge-
sel lschaftsentwicklung, meint der Autor.
Aber zuerst entführt er uns ins Grönland der J ah-

re 2070 bis 21 35. Da hat der Kl imawandel die
I nsel grün gemacht, der Eispanzer ist weitgehend
abgeschmolzen und der Weinbau floriert. Die
globale M itteltemperatur ist bis dahin um 4,6   ° C
angestiegen, in Grönland aber über 9   ° C. Kl i-
maflüchtl inge aus Bangladesch haben sich ange-
siedelt. Die M enschheit ist auf 4  M rd. ge-
schrumpft, mehr Kohlendioxid wird absorbiert als
die Erdenbewohner produzieren. Das Zeitalter
des Postwachstums hat begonnen. Al lein durch
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den Automatismus der Bevölkerungsentwicklung
wurde das Wirtschaftswachstum beendet.
Der Autor hat zwar erkannt, dass wir mit Vol lgas
weiter wachsen und al le nur erreichbaren Reser-
ven bedenkenlos verbrauchen. Die überwiegende
M ehrzahl der M enschen hält Wirtschaftswachs-
tum für gut und notwendig und immer mehr
M enschen kurbeln das Wirtschaftswachstum an.
Dadurch wird die Rohstoff- und N ahrungsmittel-
versorgung immer prekärer. Al lein der Autor ver-
traut darauf, dass es unverändert so weiter ge-
hen wird, bis die Weltbevölkerung anfängt zu
schrumpfen. Dann wäre der Fortbestand der
M enschheit gesichert.
Er stel l t fest, dass die Umweltbewegung in den
letzten 50 J ahren die Umwelt nicht retten konnte
und ein Umdenken, was das ungebremste Wirt-
schaftswachstum betrifft, nicht stattgefunden
hat. Der Appel l an die Vernunft ist verhal lt, die
Umweltbewegung gescheitert. Die M enschen
fangen erst an nachzudenken, wenn es durch Ka-
tastrophen an ihren eigenen Geldbeutel geht.
N ur äußerer Druck erzeugt Veränderung. Der
Druck durch die Auswirkungen des Kl imawandels
ist aber noch nicht so stark, dass es zu interna-
tionalen Übereinkünften kommen könnte, den
Kl imawandel zu stoppen. Auch Effizienzsteige-
rungen und ein „Green N ew Deal“ haben das
Wirtschaftswachstum nicht stoppen können.
Wir können also nur abwarten, bis sich das Wirt-
schaftswachstum durch den Bevölkerungs-
schwund selbst ausbremst. Bedingt durch den
wachsenden Wohlstand ist die Bevölkerungsan-
zahl in den meisten I ndustrieländern bereits ge-
sunken. Wenn sich in den Schwel lenländer
ebenfal ls ein größerer M ittelstand durch Wirt-
schaftswachstum bildet, dann wird sich auch in
diesen Ländern die Bevölkerung verringern. Aus
der Bevölkerungsexplosion wird eine I mplosion.
Schon in 200 J ahren wird es dann nur noch halb
so viele M enschen geben wie heute, sagt der De-
mografie-Wissenschaftler voraus.
Für die einzelnen I ndustrieländer und Schwel len-
länder wird eine detail l ierte Einschätzung der Be-
völkerungsentwicklung gegeben. Deutschland
und J apan sind diejenigen N ationen, deren Bevöl-
kerung zuerst schrumpft, sie geraten in die
„N iedrigferti l itätsfal le“. Bei den armen Ländern
wird es eine Weile dauern, bis auch dort die

Frauen weniger Kinder bekommen. Der Autor un-
tersucht, ob es bei zunehmendem Anteil älterer
M enschen zu einer „Gerontokratie“ kommen
kann.
Was uns droht, hat der Bundesminister der Fi-
nanzen Wolfgang Schäuble bereits klar erkannt
(201 1 im Wochenblatt „Christ und Welt“) : „Das
grenzenlose Profitstreben, für das es keinen au-
tomatischen H altepunkt gibt, die Erzeugung im-
mer neuer Bedürfnisse in der Konsumgesel l-
schaft und der Raubbau an den auf der Erde ver-
fügbaren natürl ichen Ressourcen, sie al le führen
zu Zuständen, die für das menschl iche Wohler-
gehen und sogar für das menschl iche Überleben
bedrohl ich sind.“ Aber weder er noch die Regie-
rung, M anager und Shareholder richten sich nach
dieser Erkenntnis. Da muss von den Linken
nachgeholfen werden.
Die Grundaussage des Buches, dass der vom
Wohlstand der N ationen abhängige Bevölke-
rungsschwund das Wirtschaftswachstum aufhal-
ten und umkehren könnte, ist eine Erkenntnis,
die in ihrer Wirkung zu spät kommt. Bis der Be-
völkerungsschwund in Afrika zur Wirkung kommt,
hat der Kl imawandel inzwischen zum H unger und
Tod von Abermil l ionen M enschen geführt. Der
M eeresspiegelanstieg um 6 m durch Abschmel-
zen des Grönlandeises wird ebenfal ls vor dem
Bevölkerungsschwund eintreffen und M il l ionen
von M enschen obdachlos machen. Die Weltbe-
völkerung wird eher durch diese Ereignisse
schwinden und nicht erst auf langwierigem na-
türl ichen Wege. Der Autor hat auch vergessen,
das Ende der leicht verfügbaren Rohstoffe ent-
sprechend zeitl ich einzuordnen, denn Peak Oil ,
Gas, Kohle, Boden, Phosphor usw. werden früher
eintreten als in 200 oder 300 J ahren, wenn der
Bevölkerungsschwund die Zahl der M enschen
halbiert hat.
Dennoch ist das Buch insofern wertvol l , als es
eine detail l ierte Übersicht über die Bevölke-
rungsentwicklung al ler Erdteile und der wichtigs-
ten N ationen in den nächsten 200 J ahren gibt
und aufzeigt, welche Probleme damit verbunden
sind.
Reiner Klingholz: Sklaven des Wachstums. Die Geschichte einer

Befreiung. Campus Verlag Frankfurt/New York. ISBN 978­3­
593­39798­6, 348 S. 24,99 €
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Umkämpfte Rohstoffe. Märkte, Opfer, Profiteure
Rezension von Götz Brandt
Die Zukunft der M enschheit hängt im Wesentl i-
chen davon ab, ob wir die Erderhitzung und das
Wirtschaftswachstum stoppen können. Beide
Probleme hängen eng zusammen und müssen im
Komplex gelöst werden.
Das Wirtschaftswachstum ist gekoppelt an die
progressive Ausbeutung der endl ichen Rohstoffe,
der metal l ischen, der energetischen und der
Agrarrohstoffe. Durch zukünftigen Rohstoffman-
gel ist besonders die deutsche Wirtschaft be-
droht. I m I nland haben wir außer Braunkohle und
Baurohstoffe kaum abbauwürdige metal l ische
Rohstoffe. Letztere werden zu fast 1 00 % impor-
tiert. Deutschland kaufte 201 1 für insgesamt
1 37,6 M rd. € auf den Rohstoffmärkten ein.
Von den Autoren werden mit aktuel len Zahlen
und Statistiken für al le wichtigen Energierohstof-
fe, metal l ischen Rohstoffe, Agrarrohstoffe und
Wasser die Reserven, Ressourcen, die Verteilung
weltweit, die Bedeutung für die Wirtschaft und
das absehbare Ende der Verfügung untersucht.
Die „neuen Player an den Rohstoffmärkten“
(BRI CS = Brasil ien, Russland, I ndien, China und
Südafrika) werden in ihrer Bedeutung, ihrem zu-
nehmenden H unger nach Rohstoffen, ihrer Pol itik
zur Sicherung von Rohstoffen und ihrem Einfluss
auf die Versorgung Europas beleuchtet.
Ein Kapitel widmet sich den neuen Wegen zur
Rohstoffgewinnung: Schiefergas und Fracking,
Tiefseebohrungen (z. B. vor Angolas Küste mit
1 .400 m Wassertiefe Bohrungen bis 1 0 km Tie-
fe) , Abbau von Erzen mit niedrigem Konzentrati-
onsgrad, Abbau in der Arktis und Antarktis. Auch

das Recycl ing wird in seinen M ögl ichkeiten un-
tersucht.
I n einem gesonderten Abschnitt werden die
großen Bergbaukonzerne und Rohstoffhändler
vorgestel lt und ihr Einfluss auf die Preisgestal-
tung. Deutschland als bedeutender Rohstoffkäu-
fer ist da nicht beteil igt und hat keinen Einfluss.
Auch das M il l ionenheer der Kleinschürfer (die bei
Zinn 50 %, bei Tantal 26 % und bei Gold 25 % der
Weltfördermenge schürfen) , wird in Bedeutung
und Arbeitsbedingungen untersucht. Die Schweiz
als Rohstoff- H andelsdrehkreuz, die Kapitalanla-
gen und I nvestitionen auf den Rohstoffmärkten
sowie die Funktion der Rohstoffbörsen sind in ei-
nem eigenen Kapitel dargestel lt.
Das Buch gibt einen guten, aktuel len und globa-
len Überbl ick auf dem Gebiet der I ndustrie-Roh-
stoffe und stel lt die Problematik umfassend und
detail l iert dar.
Ein Schlusskapitel befasst sich mit den Lösungs-
ansätzen für das Rohstoffproblem. H ier bleiben
die Autoren bei den übl ichen Vorschlägen ste-
cken: der Kunde sol l ' s richten und seinen Le-
benssti l ändern, N achhaltigkeit und Wachstum
schl ießen sich aus, die Ressourceneffizienz muss
verbessert werden, der Staat sol l durch Gesetze
Einfluss nehmen. Die eigentl iche Ursache des
Problems, die profitorientierte kapital istische
Wirtschaft, wird nicht erwähnt. Aber ohne Ab-
schaffung dieser Wirtschaftsform wird es keine
Lösung der brennenden M enschheitsprobleme
geben.
Dieter Eich; Ralf Leonhard: Umkämpfte Rohstoffe. Märkte, Opfer,

Profiteure. 2013, ISBN 978­3­86153­710­6
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